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Einleitung 
 
Das Europäische Parlament, der Europäische Rat und die Europäische Kommission beein-
flussen mir ihren Gesetzesinitiativen immer mehr die kommunale Selbstverwaltung. Bis heu-
te haben ca. 80% aller Rechtsakte (Richtlinie, Verordnungen) Auswirkungen auf die Kom-
munen und viele Vorschriften der deutschen Gesetzgebung ihren Ursprung in Brüssel (Um-
setzung von EU-Richtlinien in nationales Bundes- oder Landesrecht). 
 
Die Anzahl der Vorschriften, die ihren Ursprung in Brüssel haben, ist beachtlich angewach-
sen. Dem entsprechend nimmt die Europa-Arbeit in den Kommunen einen immer größer 
werdenden Stellenwert ein. Neben den von der EU ausgehenden Neuorientierungen und 
Einschränkungen wird jedoch oft übersehen, dass die Europäische Union auch auf vielfältige 
Weise die Stadt- und Regionalpolitik unterstützt. Besonders zu erwähnen sind in diesem Zu-
sammenhang die Förderprogramme, die alle regionalen Themen aufgreifen. Es ist für die 
Kommune außerordentlich wichtig, dass frühzeitig über die aktuellen Entwicklungen infor-
miert wird. 
 
Im Zuge dieser Entwicklungen hat Oberbürgermeisterin Beate Weber im Jahre 2002 im OB-
Referat (Leitung: Herbert Braun) eine Anlaufstelle für europäische Angelegenheiten geschaf-
fen. 
Neben den Aufgaben, die im Tätigkeitsbericht beschrieben sind, besteht die Arbeit des Eu-
ropa-Büros (Leitung: Gudrun Jaeger) aus der: 
 
• Bereitstellung von Europa-Informationen und EU-Dokumenten (Querschnittskompetenz, 

Ansprechpartner/Service-Funktion für Ämter), 
• Bearbeitung von Einzelfragen zu EU-Angelegenheiten, 
• Information und Beratung über europäische Förderprogramme, 
• praktischen Hilfe bei der Entwicklung und Durchführung von EU-Projekten, 
• Durchführung fachübergreifender Maßnahmen, die von einzelnen Ämtern nicht erfüllt 

werden können (Rathausgespräche, Öffentlichkeitsarbeit) und 
• Vernetzung:  

o intern mit den Fachämter: regelmäßige Informationen, Ansprechpartner 
o extern mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 26, Grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit und Europa (ehem.: Landesgewerbeamt Karlsruhe), mit dem Euro-
pa-Büro der baden-württembergischen Kommunen in Brüssel und in der Arbeitsge-
meinschaft der Europakoordinatoren/-innen (49 Personen, organisiert vom Städtetag 
Baden Württemberg). 

 
In dem vorliegenden Bericht wird zum einen die Arbeit des Europa-Büros in den vergangen 
drei Jahren dargestellt, zum anderen erhält der Leser auch einen Einblick in den aktuellen 
Stand der europäischen Rechtsentwicklungen im Bereich der Dienstleistungsrichtlinie, der 
Daseinsvorsorge und der Förderpolitik ab 2007. 
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1. Fördermittel 
 
 
 
Die vielfältigen und umfassenden För-
derprogramme der Europäischen Union 
können einen wesentlichen finanziellen 
Beitrag zur Verwirklichung von Projekten 
in und für Heidelberg leisten. Sie erleich-
tern damit die kommunale Aufgabener-
füllung, unterstützen auf der Arbeitsebe-
ne die Vernetzung mit gemeinnützigen 
Einrichtungen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren und fördern den Wissenstrans-
fer und Erfahrungsaustausch mit europä-
ischen wie außereuropäischen Partner-
organisationen. 
Selbstverständlich liegt Heidelberg als 
dynamischer Wissenschafts- und For-
schungsstandort sowie als grenzferne 
Großstadt mit ausgeprägtem Dienstsleis-
tungssektor nicht im Zielgebiet der gro-
ßen EU-Strukturfonds zur Förderung von 
Regionen mit defizitären Wirtschafsstruk-
turen, unterdurchschnittlichem Einkom-
men oder sonstigen Benachteiligungen. 
Gleiches gilt für die Gemeinschaftsinitia-
tiven URBAN II und LEADER +. Da au-
ßerdem die Gemeinschaftsinitiative  
EQUAL für den aktuellen Finanzpla-
nungszeitraum (2000-2006) bereits aus-
gelaufen ist, können Heidelberger Pro-
jekte gegenwärtig gefördert werden: 
• aus dem Europäischen Sozialfonds 

(ESF), 
• im Rahmen der Gemeinschaftsinitia-

tive INTERREG III B und C sowie  
• durch zahlreiche spezialisierte Akti-

onsprogramme. 
Um die tatsächliche Inanspruchnahme 
der bestehenden Fördermöglichkeiten 
seitens der zuständigen Fachämter zu 
erleichtern, informiert und berät das Eu-
ropa-Büro diese bei der Vorbereitung 
und Einreichung von Anträgen zu von 
ihnen durchgeführten Projekten. 
 
 
1.1 Weiterleitung allgemei-

ner Informationen 
 
Das Europa-Büro der Stadt Heidelberg 
bezieht zahlreiche Zeitschriften und Mit-

teilungen verschiedener Institutionen. Die für die Beantragung von Projektmitteln wichtigsten 
sind: 

Außer der Gesetzgebung bedient sich die EU zahl-
reicher Förderprogramme zur Erreichung ihrer poli-
tischen Ziele. Sie umfassen alle EU-Handlungsfelder
und machen über 90 % ihrer Haushaltsmittel aus: 
� Aus drei der vier Strukturfonds (EAGFL: ländlicher

Raum, EFRE: Regionalentwicklung, FIAF: Fische-
rei) werden mit 33 % des EU-Haushalts benachtei-
ligte Regionen gefördert, um den materiellen, re-
gionalen und sektoralen Zusammenhalt der Union
zu stärken. Sie verfolgen also den gleichen Zweck
wie der Länder-Finanzausgleich in der Bundesre-
publik. Hinzu kommt der Sozialfonds (ESF) zur
Förderung der aktiven Arbeitsmarktpolitik sowie
der beruflichen und allgemeinen Bildung. 
� Die Gemeinschaftsinitiativen fördern die Zusam-

menarbeit der Regionen mittels: 
- URBAN II zugunsten der wirtschaftlichen und

sozialen Wiederbelebung krisenbetroffener
Städte, 

- LEADER+ zur Entwicklung des ländlichen
Raums, 

- EQUAL zur Förderung der transnationalen Zu-
sammenarbeit zur Bekämpfung von Diskriminie-
rungen und Ungleichheiten jeglicher Art beim
Zugang zum Arbeitsmarkt und  

- INTERREG III mit drei verschiedenen Ausrich-
tungen, die sich z.T. auf bestimmte Kooperati-
onsräume und Grenzregionen beziehen. 

� Die Aktionsprogramme unterscheiden sich von
den Strukturfonds und Gemeinschaftsinitiativen
v.a. in fünf Punkten: 
- Statt einer Querschnittsaufgabe dienen sie je-

weils verschiedenen politikfeldspezifischen Zie-
len. 

- Sie werden direkt von Brüssel aus verwaltet und
es gibt keine feste Mittelaufteilung auf die Mit-
gliedstaaten. In einigen Fällen werden für ihre
Abwicklung jedoch nationale Kontaktstellen oder
Agenturen eingerichtet (wie z.B. bei den Pro-
grammen JUGEND und Kultur 2000). 

- Der Antragsteller muss sich an meist 50 % der
Kosten beteiligen (Kofinanzierung). Diese kann
über lokale, regionale bzw. nationale Geldgeber
oder private Sponsoren erfolgen. 

- Sie sind meist multilateral (völkerverbindend)
angelegt, d.h. dass i.d.R. neben dem Antragstel-
ler mindestens zwei internationale Projektpart-
ner beteiligt sein müssen. Als europäische Part-
ner eignen sich sehr gut die Partnerstädte, bei
manchen Programmen gibt es auch Kontaktbör-
sen im Internet. 

- Das geförderte Projekt muss einen „europäi-
schen Mehrwert“ (Nutzen für die gesamte EU)
besitzen, also z.B. Modellcharakter haben und
als Best-Practice-Beispiel dienen können. Wich-
tig ist der EU die Veröffentlichung der Projekter-
gebnisse und der Wissensaustausch, damit
möglichst viele Stellen von den Erfahrungen pro-
fitieren können. 
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• „Europa NEWS“ des Deutschen Städtetags (monatlich), 
• „Brüssel Aktuell“ des Europa-Büros der baden-württembergischen, bayrischen und säch-

sischen Kommunen in Brüssel (wöchentlich), 
• „EU-Nachrichten“ der Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland (wö-

chentlich), 
• „Aktueller EG-Förderbrief“ (monatlich) 
• „Programm-Info“ der deutschen Sektion des Rates der Gemeinden und Regionen Euro-

pas (RGRE) (unregelmäßig), 
• „Förder-Brief“ der deutschen Sektion des RGRE (zweimonatlich). 
Diese Periodika gliedern sich in zwei Gruppen: Während die drei zuletzt genannten spezi-
fisch auf die EU-Förderpolitik ausgerichtet sind, enthalten die übrigen auch Informationen 
allgemeinerer Art zu aktuellen kommunalrelevanten Entwicklungen auf europäischer Ebene. 
Innerhalb der beiden Gruppen sticht jeweils eine Publikation durch die Qualität ihres Inhalts 
hervor: 
 
• „Brüssel Aktuell“ qualifiziert sich durch den Tiefgang seiner Hintergrundinformationen zu 

den Beratungen und Entscheidungen in der Kommission, dem Parlament, dem Gerichts-
hof und dem Rat bereits im Vorfeld der eigentlichen Beschlussfassung. Potentielle An-
tragsteller erhalten auf diese Weise frühzeitig ein Überblick über die politischen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen u.a. der Förderprogramme, deren Kenntnis eine korrek-
te Einschätzung der Erfolgsaussichten bzw. eine entsprechende Projektgestaltung und 
Antragsformulierung wesentlich erleichtert. Das Europa-Büro der Stadt Heidelberg wertet 
„Brüssel Aktuell“ wöchentlich am Erscheinungstag aus und leitet die einschlägigen Kapi-
tel auf elektronischem Wege an die Fachämter weiter; das Kämmereiamt verfährt in ei-
nem zweiten Schritt analog gegenüber den städtischen Gesellschaften. 

 
• Die Stärke des „Aktuellen EG-Förderbriefs“ besteht insbes. in der Präzision und dem De-

tailreichtum im Hinblick auf die einzelnen Programme. Die übersichtliche und inhaltlich 
zuverlässige Präsentation auch rein formaler Daten – Fristen, Adressen, Quellen, An-
sprechpartner – erleichtert in der Praxis ganz wesentlich die Antragsstellung. Jedem  
Fachamt ist zu empfehlen, spätestens in der Projekt-Planungsphase den im Europa-Büro 
vorgehaltenen „Aktuellen EG-Förderbrief“ zu Rate zu ziehen.  

 
 
1.2 Informationsvorlage 
 
Einen weiteren Weg der Informationsvermittlung beschritt das Europa-Büro, als es Anfang 
Februar 2005 einen jedem städtischen E-Mail-Nutzer zugänglichen Ordner mit dem Titel 
„Fördermittel der EU“ in das Outlook-Programm eingestellt hat und seitdem ständig aktuali-
siert. Hier werden Mittel aus 16 ausgewählten Förderprogrammen, die von Kommunen bean-
tragt werden können und speziell für die Stadt Heidelberg von Interesse sind, übersichtlich 
und leicht verständlich dargestellt. Ziel ist es, städtische Ämter, Gesellschaften und gemein-
nützige Organisationen zu ermutigen, von dieser zusätzlichen finanziellen Unterstützung 
durch die Europäische Union verstärkt Gebrauch zu machen. Dabei stehen gerade die Akti-
onsprogramme im Vordergrund. Jede Programm-Übersicht gliedert sich in die Abschnitte: 
• Laufzeit des Programms, 
• Ziele des Programms, 
• Förderfähige Länder, 
• Förderfähige Projekte, 
• Voraussetzungen, 
• Antragsberechtigte Stellen, 
• Höhe der Fördermittel, 
• Inhalt des Antrags, 
• Antragsfristen, 
• Kontaktadressen. 

Formal beginnt das z.T. sehr aufwendige Antragsverfahren mit
der Veröffentlichung eines „Aufrufs zur Einreichung von Vorschlä-
gen“ im EU-Amtsblatt. Da die dort gesetzte Frist meist jedoch sehr
knapp bemessen ist, muss die Projekt-Planungsphase in der Pra-
xis dann bereits abgeschlossen sein. Angesichts von mehreren
hundert Mitbewerbern darf weder die präzise Ausrichtung der
(englischsprachigen) Antragsformulierung an den Programmzielen
und Schwerpunkten des Aufrufs noch die peinliche Beachtung der
strengen Formalitäten vernachlässigt werden. Eine persönliche
Kontaktaufnahme zum Ansprechpartner in der Kommission ist un-
verzichtbar. Die Auszahlung einmal bewilligter Mittel kann mehrere
Monate in Anspruch nehmen. 
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Zusätzlich erhält der Nutzer/die Nutzerin auch praktische Hinweise zur Antragstellung. 
(Vgl. hierzu auch die Informationsvorlage 0013/2005/IV des Europa-Büros zur Sitzung des 
Haupt- und Finanzausschusses vom 17.02.2005.) 
 
 
1.3 Beratung und Recherche 

Über diese beiden aus Sicht der jeweiligen Adressaten eher passiven Informationsangebo-
ten hinaus wird das Europa-Büro selbstverständlich auch auf Initiative der Ämter aktiv: Auf 
Anfrage recherchiert es die Fördermöglichkeiten innerhalb eines spezifischen Sachgebiets 
oder für einzelne Projektideen, stellt die Informationen für den Kunden zusammen und gibt 
Hinweise auf besonders förderträchtige Projektausrichtungen, Antragsstrategien sowie ent-
scheidungsrelevante Kriterien und Besonderheiten. Im Anschluss berät es auf Wunsch die 
praktische Antragsstellung und Abwicklung der bewilligten Förderung, die federführend je-
doch stets bei den Fachämtern verbleibt.  
 
 
1.4 Kulturamtsleiterbesprechung 

Eine besondere Form der aktiven Informationsvermittlung stellte die auf eine Anregung des 
damaligen Kultur- und Sozialbürgermeisters Dr. Beß zurückgehende Vorstellung der im Kul-
turbereich einschlägigen Fördermöglichkeiten auf der Kulturamtleiterbesprechung vom 
09.02.2004 dar. Präsentiert wurden die Förderprogramme 
• Kultur 2000 zur Schaffung eines „gemeinsamen Kulturraums der europäischen Völker“ 

durch die Zusammenarbeit und den Austausch von Kulturschaffenden und Kultur-
Einrichtungen sowie deren Trägern (s. S. 7), 

• Aktionsprogramm zur Förderung einer aktiven europäischen Bürgerschaft (Bürgerbeteili-
gung) – Aktionsbereich 3b: Städtepartnerschaften (s. S. 6f.), 

• CARDS zur Zusammenarbeit mit den Staaten des westlichen Balkans,  
• MEDIA PLUS zur Förderung europäischer audiovisueller Werke, 
• SOKRATES zur Förderung des Austauschs in der allgemeinen, Hochschul- und Erwach-

senen-Bildung sowie des Fremdsprachenerwerbs, 
• LEONARDO DA VINCI zur Förderung des Austauschs in der beruflichen Bildung sowie 

zur Stärkung der Fremdsprachenkompetenz,  
• JUGEND zur Intensivierung des außerschulischen Jugendaustauschs (s. S. 6), 
• Europäische Netze zur Förderung der lokalen und regionalen Dimension des lebenslan-

gen Lernens, 
• Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten 

bzw. Kanada im Bereich der Hochschul- und Berufsbildung, 
• PHARE(-Kleinprojekte-Programm) zur Unterstützung des Umbaus der Wirtschaft, des 

gesellschaftlichen Wandels und des Verwaltungsaufbaus in den damaligen ostmittel- und 
südosteuropäischen Beitrittskandidaten (unter besonderer Berücksichtigung kommunaler 
und regionaler Stellen) und  

• INTERREG III B und C zur Förderung der interregionalen und transnationalen Zusam-
menarbeit. 

 
Den Schwerpunkt der Ausführungen bildeten KULTUR 2000 und das Städtepartnerschafts-
programm. In der anschließenden Frage- und Diskussionsrunde zeigten die Besprechungs-
teilnehmer teilweise lebhaftes Interesse. 
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1.5 Ausblick 

Sowohl die Mittelausstattung als auch die inhaltliche Ausrichtung der einzelnen Programme 
werden jeweils maximal für die Dauer des siebenjährigen Finanzplanungsrahmens festge-
schrieben. Die aktuelle Finanzielle Vorausschau endet mit dem Jahr 2006. Der Weg zu einer 
bislang nicht zustande gekommenen Anschlussvereinbarung zwischen dem Parlament, dem 
Rat  und der Kommission für den Zeitraum von 2007 bis 2013 soll auf der Sondersitzung des 
Europäischen Rats am 27./28.10.2005 frei gemacht werden. Da die Finanzielle Vorausschau 
für die Haushaltsplanung verbindlich ist, können zum heutigen Zeitpunkt noch keine definiti-
ven Aussagen zur Zukunft der EU-Förderpolitik getroffen werden. Allerdings sollen hier die 
absehbaren Grundzüge der Entwicklung einiger Programme dargestellt werden, bei denen 
sich eine Antragsstellung erfahrungsgemäß besonders lohnt: 
 
 
JUGEND IN AKTION 

Von besonderem Interesse ist die außerschulische Jugendförderung der Eu-
ropäischen Union, weil es sich hierbei um eines von nur ganz wenigen Pro-
grammen handelt, die sich unmittelbar an Einzelpersonen richten und in Fol-
ge dessen auch kein Mindest-Antragsvolumen kennen (der Durchschnitt liegt 
beim Jugendaustausch, den Initiativen Jugendlicher und dem Europäischen 
Freiwilligendienst bei 4.000 bis 10.000 €). Zusätzlich erleichtert wird der Zu-
gang dadurch, dass für die Antragsbearbeitung ausschließlich die deutsche 
Nationalagentur „Jugend für Europa“ zuständig ist, die den Antragsstellern 

mit zahlreichen und umfassenden Informationen entgegenkommt. 
Ab Anfang 2007 gilt: Unter dem neuen Oberziel der Unterstützung einer „aktiven (europäi-
schen) Bürgerschaft junger Menschen“ soll nach dem Vorschlag der Kommission das Nach-
folgeprogramm zu JUGEND mit 880,6 Mio. € Projekte fördern in den Aktionen (Unterpro-
grammen): 
1. Jugend für Europa 

Zusammenfassung der jetzigen Aktionen 1 (bi-, tri- und multilateraler Austausch von Ju-
gendgruppen) und 3 (selbst organisierte Initiativen Jugendlicher), ergänzt um transnatio-
nale „Projekte partizipativer Demokratie“. 

2. Europäischer Freiwilligendienst 
Neu wäre hier die „Zusammenarbeit“ mit nationalen – zivilen – Freiwilligendiensten. 

3. Jugend für die Welt 
Mit den Kaukasus-Republiken sowie anderen Kontinenten ist ein multilateraler Jugend-
austausch „auf thematischer Basis“ möglich, die anderen europäischen Ländern und au-
ßereuropäischen Mittelmeeranrainern nehmen voll am Programm teil. 

4. Sozialpädagogische Betreuer und Unterstützungssysteme 
In acht neuartigen Projekttypen sollen die Akteure der Jugendarbeit und das bürger-
schaftliche Engagement Jugendlicher gefördert werden. 

5. Unterstützung der politischen Zusammenarbeit 
Entspricht der jetzigen Aktion 5 (Begleitende Maßnahmen) 

Insgesamt wird das Mindest-Teilnahmealter bis auf einige Ausnahmen auf 13 Jahre abge-
senkt. Förderschwerpunkte werden mit über 68 % der Projektmittel die Aktionen 1 und 2 
sein. Antragsberechtigt sind künftig nur noch juristische Personen. Das Antragsverfahren 
wird vereinfacht.  
Das mitentscheidende Parlament entscheidet am 12./13.09.2005 im Ausschuss für Kultur 
und Bildung und zwischen dem 24. und 27.10.2005 im Plenum über den Kommissionsvor-
schlag. 
 
 
Aktive Bürger/innen für Europa 
Was die EU-Finanzierung von Städtepartnerschaftsprojekten wohl auch nach 2006 attraktiv 
bleiben lässt, ist v.a. die hohe „Erfolgsaussicht“ von Anträgen auf Förderung von Bürgerbe-
gegnungen (2004: 88%) und Konferenzen oder Seminaren (58%). 

JUGEND-Logo 
(Bild: EU)
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Der Aktionsbereich 3b „Aktionen zugunsten der von Kommunen [...] initiierten Städtepartner-
schaften“ des „Aktionsprogramms zur Förderung einer aktiven europäischen Bürgerschaft 
(Bürgerbeteiligung)“ wird zur Maßnahme 1 „Städtepartnerschaften“ innerhalb der Aktion 1 
„Aktive Bürger/innen für Europa“ im Programm „Bürger/innen für Europa“. Damit verbunden 
ist eine Aufstockung der Projektmittel um 44,2 % auf im Durchschnitt jährlich 13,84 Mio. € 
für 2007 bis 2013. Dabei entfällt rund die Hälfte des Zuwachses auf die neue Förderung 
mehrjähriger Städtepartnerschaftsprojekte. Der Großteil der Zuschüsse wird allerdings wei-
terhin für die bewährten Bürgerbegegnungen sowie Konferenzen und Seminare verwandt 
werden. 
Davon formal unabhängig ist die Maßnahme 2 „Bürgerprojekte und flankierende Maßnah-
men“ innerhalb der gleichen Aktion 1 „Aktive Bürger/innen für Europa“. Darunter sind grenz-
überschreitende gemeinsame Aktionen und Diskussionen mit direkter Bürgerbeteiligung zu 
europäischen Themen zu verstehen, flankierende Maßnahmen sind beispielsweise Schulun-
gen, Publikationen oder die Partnersuche. In der Praxis dürften die Bürgerprojekte jedoch 
zumindest sehr häufig an eine etablierte Städtepartnerschaft anknüpfen bzw. auf eine solche 
hinführen. Pro Jahr für die gesamte Maßnahme im Mittel vorgesehen sind 540.000 €. 
Für das gesamte Programm hat die Kommission eine deutliche Vereinfachung der Antrags-
formalitäten und eine Beschleunigung der Mittelauszahlung angekündigt. 
 
 
Kultur 2007 
Aus Kultur 2000 wird das erweiterte Kultur 2007. Das 
Hauptziel der Unterstützung der grenzüberschreitenden 
Mobilität von Künstlern, der internationalen Verbreitung 
von Werken und des interkulturellen Dialogs, bleibt erhal-
ten.  
• Von dem 408 Mio. € umfassenden Programmbudget 

entfallen alleine 77 % auf den inhaltlich dem bisheri-
gen Kultur 2000 entsprechenden Aktionsbereich „Unterstützung kultureller Projekte“. 
o Mit 146,88 Mio. € werden 80 bis zu fünfjährige „Kooperationsnetze“ mit Akteuren aus 

mindestens sechs der 36 am Programm teilnehmenden europäischen Staaten zu  
50 % gefördert (jährlicher Höchstbetrag: 500.000 €). 

o Auf 870 unter- bis einjährige „Kooperationsprojekte“ (vier Akteure aus drei Staaten, 
Kofinanzierungsrate: 50 %, Jahresförderung: 60.000 € bis 200.000 €) entfallen  
97,92 Mio. €. 

o Für 400 „Besondere Projekte“ mit europaweiter Bürgerresonanz wie z.B. Preisverlei-
hungen, die Europäischen Kulturhauptstädte und Projekte mit Drittländern (Finanzie-
rungsrate: 60 %) stehen 69,36 Mio. € zur Verfügung. 

Dabei können die „Kooperationsprojekte“ und „-netze“ jeweils eine oder mehrere Kultur-
sparten umfassen.  
 

Neu im Kulturprogramm sind der zweite und dritte Aktionsbereich: 
• „Unterstützung von auf europäischer Ebene tätigen kulturellen Einrichtungen sowie von 

Maßnahmen zur Erhaltung der wichtigsten mit den Deportationen in Verbindung stehen-
den Schauplätze und Archive und ihrer Mahnmalfunktion, symbolisiert durch die an den 
Stätten der ehemaligen Lager sowie an anderen Orten des Leidens und der Auslöschung 
ganzer Bevölkerungsgruppen errichteten Denkmäler, und Bewahrung des Gedenkens an 
die Opfer an diesen Stätten“ (40, 36 Mio. €) in der Nachfolge eines bisher unabhängigen 
Aktionsprogramms von Minderheitensprachen und Mahnmalen; 

• „Unterstützung von Analysen sowie von Informationserfassung und -verbreitung im Be-
reich der kulturellen Zusammenarbeit“ (33,08 Mio. €). 

Der Berichterstatter des federführenden Ausschusses für Kultur und Bildung des Europäi-
schen Parlaments fordert darüber hinaus eine ausdrückliche Einbeziehung der Wahrung des 
kulturellen Erbes, eine Konzentration des Mahnmal-Aspekts des zweiten Aktionsbereichs auf 
nationalsozialistische Gedenkstätten, 70%-ige Finanzierungsraten und geringere Mindest-
Teilnehmerzahlen und -Fördersummen für „Kooperationsnetze“ und „-projekte“ sowie eine 

Kultur 2000 – Logo                  (Bild: EU)
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Aufstockung des Programmbudgets auf 600 Mio. €. Das mitentscheidende Parlament ent-
scheidet am 12./13.09.2005 im Ausschuss für Kultur und Bildung und zwischen dem 24. und 
27.10.2005 im Plenum über den Kommissionsvorschlag. 
 

LIFE+ 
Das in LIFE+ umbenannte Umweltfinanzierungsinstrument wird dem Ver-
ordnungsvorschlag der Kommission zufolge inhaltlich völlig neu konzipiert: 
Statt wie bisher überwiegend physisch greifbare Umwelt- und Natur-
schutzprojekte sollen ab 2007 in zwei Programmkomponenten – „Umset-
zung und gute Verwaltungspraxis“ und „Information und Kommunikation“ – 
ausschließlich Untersuchungen, Modelle, der Aufbau von Verwaltungska-
pazitäten, Ausbildung, Tagungen, Vernetzung, Plattformen und Kampag-
nen etc. „zur Entwicklung und Umsetzung von Umweltpolitik und Umwelt-
recht“ mit 2,19 Mrd. €  gefördert werden. Der Reiz des Programms besteht 

damit in der Höhe seiner Mittelausstattung. Die Maßnahmen sollen einen methodischen Bei-
trag zur Verwirklichung der im 6. Umweltaktionsprogramm (2002 – 2012) niedergelegten 
umweltpolitischen Prioritäten der Europäischen Union leisten, deren inhaltliche Umsetzung 
sich an spezifischen Rechtsvorschriften, Programmen, Initiativen und Strategien orientiert 
und deren Finanzierung über die Struktur- und Kohäsionsfonds erfolgt: 
• Klimaänderungen: Europäisches Programm für den Klimawandel 
• Natur und biologische Vielfalt: v.a. NATURA 2000 - Gebiete 
• Umwelt und Gesundheit: u.a. Thematische Strategie für die städtische Umwelt 
• Nachhaltige Ressourcennutzung: u.a. Thematische Strategie für Ressourcenwirtschaft 
• Strategische Konzepte für Entwicklung, Durchführung und Durchsetzung der Politik: 

Richtlinien zur Um-
weltverträglichkeits-
prüfung und strategi-
schen Umweltprüfung 

• Nachträgliche Prü-
fung umweltpoliti-
scher Maßnahmen 
der EU. 

Demgegenüber sprach sich das Europäische Parlament am 07.07.2005 mit überwältigender 
Mehrheit für die Aufnahme der Kofinanzierung von Natura 2000 - Gebieten i.H.v. 7,35 Mrd. € 
in LIFE+ aus, wodurch sich dessen Schwerpunkt deutlich in Richtung einer zusätzlichen 
Programmkomponente „Natur und biologische Vielfalt“ verlagern würde.  
 
 
1.6 Evaluation 

Um die Effektivität seiner Informations- und Beratungstätigkeit bewerten zu können und um 
einen möglichst vollständigen Überblick über die in der Stadtverwaltung mit Förderanträgen 
an die Europäische Union in der Vergangenheit gemachten Erfahrungen zu erhalten, plant 
das Europa-Büro, 2006 eine systematische Abfrage bei allen Fachämtern durchzuführen. 
Ziel ist zunächst die Aufdeckung vorhandener Unterstützungsbedarfe und ungenutzter För-
derpotentiale. In einem zweiten Schritt sollen dann gemeinsam mögliche Schritte zu deren 
Überwindung erarbeitet werden. 

NATURA 2000 ist das Netz ökologisch relevanter Gebiete, die nach der
Habitat- und der Vogelschutz-Richtlinie von den Mitgliedstaaten ausge-
wiesen wurden. Die 18.000 Gebiete erstrecken sich auf insges.
63,7 Mio. ha, wobei die Landgebiete (rd. 56 Mio. ha) ca. 17,5 % der Flä-
che der EU-15 ausmachen. Völlig ungeklärt ist bislang die Finanzierung
der Ausweitung auf die neuen und künftigen EU-Mitglieder. 

 LIFE+ - Logo  
(Bild: EU)
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2. EU-geförderte Projekte städtischer Dienststellen 
 
 
 
Erfreulicherweise finden in Heidelberg seit langer Zeit verschiedene EU-geförderte Projekte 
statt. Ziel und Aufgabe des Europa-Büros ist es, dabei Hilfestellungen und Unterstützung zu 
geben.  Aufgrund der Personalsituation ist es jedoch das Ziel, dass die Ämter die Federfüh-
rung soweit wie möglich übernehmen. Sinnvoll ist es auch immer nur Projekte durchzufüh-
ren, die in die bestehende Arbeit eingegliedert werden können. Die aktuelle Zusammenfas-
sung des Jahres 2005 finden Sie in der Tabelle auf den nachfolgenden Seiten. 
Der EU geht es im Grundsatz darum, die Wettbewerbsvoraussetzungen und den sozialen 
Standard in den Mitgliedsstaaten anzugleichen. Um das zu erreichen, gibt es die Struktur-
fonds. Neben den Strukturfonds existieren zahlreiche weitere Förderprogramme der EU, die 
die Kommission selbst ausschreibt und betreut. Diese Programme setzen fast immer trans-
nationale Zusammenarbeit voraus, da es hier darum geht, für europaweite Probleme auch 
europaweite Lösungen zu entwickeln. 
In diesem Zusammenhang können die Vorteile und der Nutzen der europäischen Projekte 
nicht genug betont werden. 
 
• Durch die EU-Projekte werden in Heidelberg internationale Konferenzen und Tagungen 

oder Bürgerbegegnungen veranstaltet. Als Beispiele seien hier besonders die vielen jähr-
lich stattfindenden Begegnungen des Stadtjugendrings (SJR) erwähnt (Sportler, Musiker, 
Behindertensport). Besonders hervorzuheben ist hier die Konferenz anlässlich des  
40-jährigen Bestehens der Städtepartnerschaft mit Cambridge 2005 zum Thema „Nach-
haltigkeit in der Stadtplanung im Spiegel der EU-Gesetzgebung – Wirkungen auf kom-
munaler Ebene“ (s. S. 19f.). 

 
• Im Rahmen von EU-Projekten werden mit finanzieller Unterstützung der EU auch Aufga-

ben erfüllt, die Pflichtaufgaben der Kommune sind. 
 
• EU Projekte ermöglichen den für die Zukunftsfähigkeit der Stadt notwenigen Erfahrungs-

austausch, den Austausch innovativer internationaler Lösungsansätze für städtische 
Problemstellungen und das frühzeitige Kennenlernen und die Umsetzung internationaler 
Standards. 

 
Dennoch muss vor zu hohen Erwartungen gewarnt werden, da die Konkurrenz bei den EU-
Töpfen hoch ist. Außerdem ist zu betonen, dass Heidelberg in einer wirtschaftlicher gut auf-
gestellten Region liegt, so dass hohe Summen aus den Strukturfonds nicht zu erhalten sind. 
Immerhin ist es der Stadt Heidelberg dennoch gelungen, im Jahre 2005 in Höhe von  
 

770.000,- € 
 
Fördermittel zu erhalten. 
 
Obwohl dies eine hervorragendes Ergebnis ist, sollte nicht vergessen werden, dass nicht al-
lein die Höhe der Fördersumme im Vordergrund stehen sollte. Gerade das Bewusstsein „Eu-
ropa findet Stadt“ sollte gelebt werden, gleichgültig ob in kleinen oder großen Projekten. 
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 Laufen in Ihrem Amt 

derzeit EU-Projekte oder 
sind/waren Sie an EU-

Projekten bzw. EU-
Studien, -Pilotprojekten 
u./o. -Zusammenarbeit 
beteiligt, bzw. welche 

Aktivitäten sind geplant 
(bitte Namen, kurze Be-

schreibung und (ggf. 
geplante) Laufzeit ange-

ben)? 

Haben Sie aus ei-
nem Förder- 

programm der Eu-
ropäischen Union 
finanzielle Unter-

stützung erhalten? 
Wenn ja, um wel-

ches Förder- 
programm handelt 

es sich? 

Wie kam es zum Beitritt 
von Heidelberg? Durch 

wen wurde das Pro-
jekt/die Zusammen- 

arbeit initiiert? 

Welche  
Städti- 

schen Ämter 
sind/waren 
beteiligt? 

Welche Partnerorgani-
sationen außerhalb der 
Verwaltung sind/waren 

beteiligt? 

Welche Partner 
auf EU-Ebene 

(Länder, Städte, 
Organi- 

sationen) 
sind/waren betei-

ligt? 

Wie wurden 
die Projekte 
finanziert?  

In welchen 
Netzwerken 

ist Ihr 
Amt/sind Sie 

Mitglied? 

OB-Referat (01)         

Internationale Be-
ziehungen und 
Städtepartner- 
schaften / Europa-
Büro 

International Summer 
Science School Heidel-
berg (ISH) Juli/August 
2004 

Förderung von Städ-
tepartnerschaften 
durch das Auswärti-
ge Amt 

Eigenes Projekt des OB-
Referats (Abteilung Inter-
nationale Beziehungen 
und Städtepartnerschaf-
ten), unterstützt vom wis-
senschaftlichen Beirat der 
ISH in Zusammenarbeit 
mit Heidelberger For-
schungseinrichtungen 

OB-Referat European Molecular Bio-
logy Laboratory, Univer-
sität Heidelberg (Hygie-
ne-Institut des Universi-
tätsklinikums, Institut für 
Pharmazie und Moleku-
lare Biotechnologie, Bio-
chemiezentrum Heidel-
berg, Zentrum für Mole-
kulare Biologie, Kirch-
hoff-Institut für Physik, 
Fakultät für Biowissen-
schaften/Pharmazeu-
tische Chemie, Fakultät 
für Biowissenschaften/ 
Institut für Humangene-
tik), Deutsches Krebs-
forschungszentrum, 
Max-Planck-Institut für 
Kernphysik 

TeilnehmerInnen 
an der ISH aus 
Heidelbergs Part-
nerstädten Mont-
pellier, Bautzen, 
Rehovot und Ku-
mamoto sowie aus 
Jablonec n.N. 
(Tschechische Re-
publik) und Jelenia 
Gòra (Polen) 

Förderung von 
Städtepartner-
schaften durch 
das Auswärtige 
Amt (Förde-
rung von Ju-
gendaus-
tausch im 
kommunalen 
Bereich), Kofi-
nanzierung 
durch die Stadt 
Heidelberg, 
Teilnehmer-
beiträge 

 

Internationale Be-
ziehungen und 
Städtepartner- 
schaften / Europa-
Büro 

Antrag "Städtepartner-
schaften 2005" – Begeg-
nung zwischen Bürger-
innen und Bürgern (Part-
nerschaftsfestival Mont-
pellier, Kurpfalzcup mit 
Jugendlichen aus Mostar 
und Europa-Rallye Pfings-
ten 2004) 

Städtepartner-
schaftsprogramm 
(Begegnungen zwi-
schen Bürgerinnen 
und Bürgern) 

Stadtjugendring e.V. und 
Europa-Büro 

OB-Referat Stadtjugendring e.V. Montpellier, Mostar EU-Mittel und 
nationale Kofi-
nanzierung 

Deutscher 
Städtetag 

Internationale Be-
ziehungen und 
Städtepartner- 
schaften / Europa-
Büro 

Konferenz mit Cambridge 
zum Thema "Nachhaltig-
keit in der Stadtplanung 
im Spiegel der EU-
Gesetzgebung - Wirkun-
gen auf kommunaler Ebe-
ne" 

Städtepartner-
schaftsprogramm 
(Konferenzen zu eu-
ropäischen Themen) 

Eigenes Projekt des OB-
Referats (Abteilung Inter-
nationale Beziehungen 
und Städtepartnerschaf-
ten) 

OB-Referat, 
Amt 31, 
Amt 61 

keine Cambridge EU-Mittel und 
nationale Kofi-
nanzierung 
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 Laufen in Ihrem Amt 

derzeit EU-Projekte oder 
sind/waren Sie an EU-

Projekten bzw. EU-
Studien, -Pilotprojekten 
u./o. -Zusammenarbeit 
beteiligt, bzw. welche 

Aktivitäten sind geplant 
(bitte Namen, kurze Be-

schreibung und (ggf. 
geplante) Laufzeit ange-

ben)? 

Haben Sie aus einem 
Förder- 

programm der Euro-
päischen Union fi-

nanzielle Unterstüt-
zung erhalten? Wenn 
ja, um welches För-
derprogramm han-

delt es sich? 

Wie kam es zum Bei-
tritt von Heidelberg? 

Durch wen wurde das 
Projekt/die Zusammen-

arbeit initiiert? 

Welche  
Städti- 

schen Ämter 
sind/ waren 
beteiligt? 

Welche Partnerorgani-
sationen außerhalb der 
Verwaltung sind/waren 

beteiligt? 

Welche Partner 
auf EU-Ebene 

(Länder, Städte, 
Organisationen) 
sind/waren betei-

ligt? 

Wie wurden 
die Projekte 
finanziert?  

In welchen 
Netzwerken 

ist Ihr 
Amt/sind Sie 

Mitglied? 

Internationale Be-
ziehungen und 
Städtepartner- 
schaften/ Europa-
Büro 

Antrag "Städtepartner-
schaften 2005" – Begeg-
nung zwischen Bürger-
innen und Bürgern (Part-
nerschaftsfestival Cam-
bridge) 

Städtepartnerschafts-
programm (Begeg-
nungen zwischen Bür-
gerinnen und Bürgern) 

Stadtjugendring e.V. und 
Europa-Büro 

OB-Referat Stadtjugendring e.V. Cambridge EU-Mittel und 
nationale Kofi-
nanzierung 

  

Direktion für all-
gemeine Verwal-
tung, Wirtschaft 
und Beschäftigung 
(02) 

siehe Technologiepark 

       

Amt für die 
Gleichstellung von 
Frau und Mann 
(16) 

siehe Amt für Soziale An-
gelegenheiten und Alten-

arbeit (50) 
  

  

Amt 50     

Amt für Umwelt-
schutz, Gewerbe-
aufsicht und Ener-
gie (31) 

1. Neue Luftreinhaltege-
setzgebung in Mazedo-
nien, angelehnt an die 
EU-Vorgaben; Mitwirkung 
beim gesellschaftlichen 
Konsultationsverfahren 

  Anfrage der GTZ/Suche 
nach einem fachlichen 
Experten auf dem Ge-
biet der Luftreinhaltung 

Amt 31 keine Gesellschaft für 
technische Zu-
sammenarbeit 

durch die GTZ 
(Übernahme 
sämtlicher Rei-
se- und Unter-
bringungskos-
ten) 

ICLEI, Ener-
giecités, 
Fachkommis-
sion Umwelt, 
UKOM e.V. 

Amt für Umwelt-
schutz, Gewerbe-
aufsicht und Ener-
gie (31) 

2. “European 
ecoBUDGET Pilot Pro-
ject”, Laufzeit: 12/2001 – 
06/2004. Folgeprojekt des 
deutschen Modellprojek-
tes „Kommunale Natur-
haushaltswirtschaft –  
ecoBUDGET“ 

LIFE Anfrage von ICLEI Amt 31 keine ICLEI sowie die 
Städte Växjö (S), 
Lewes (GB), Ama-
roussion (GR), Bo-
logna und Ferrara 
(I), Dresden (D), 
ARPA (ital. Um-
weltagentur) 

ca. 50 % För-
derung durch 
EU (LIFE-Pro-
gramm), Ei-
genanteil aus-
schließlich als 
Personalkosten 
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 Laufen in Ihrem Amt 

derzeit EU-Projekte oder 
sind/waren Sie an EU-

Projekten bzw. EU-
Studien, -Pilotprojekten 
u./o. -Zusammenarbeit 
beteiligt, bzw. welche 

Aktivitäten sind geplant 
(bitte Namen, kurze Be-

schreibung und (ggf. 
geplante) Laufzeit ange-

ben)? 

Haben Sie aus ei-
nem Förder- 

programm der Eu-
ropäischen Union 
finanzielle Unter-

stützung erhalten? 
Wenn ja, um wel-
ches Förderpro-

gramm handelt es 
sich? 

Wie kam es zum Beitritt 
von Heidelberg? Durch 

wen wurde das Pro-
jekt/die Zusammen- 

arbeit initiiert? 

Welche  
Städti- 

schen Ämter 
sind/ waren 
beteiligt? 

Welche Partnerorgani-
sationen außerhalb der 
Verwaltung sind/waren 

beteiligt? 

Welche Partner 
auf EU-Ebene 

(Länder, Städte, 
Organisationen) 
sind/waren betei-

ligt? 

Wie wurden 
die Projekte 
finanziert?  

In welchen 
Netzwerken 

ist Ihr 
Amt/sind Sie 

Mitglied? 

Amt für Umwelt-
schutz, Gewerbe-
aufsicht und Ener-
gie (31) 

3. Projektantrag der Stadt 
Bologna im Rahmen von 
LIFE: „IDEMS (Integration 
and Development of Envi-
ronmental Management 
Systems)”: In Fortführung 
des Projektansatzes „Eu-
ropean ecoBUDGET“ will 
die Stadt Bologna zu-
sammen mit der griechi-
schen Stadt Amaroussion 
ein kommunales Umwelt-
managementsystem ent-
wickeln, das geeignet ist, 
als Grundlage eines Um-
weltmanagementplans im 
Sinne der EU-Kommis-
sionsmitteilung “Toward a 
thematic strategy on the 
urban environment” zu 
dienen. Neben dem eco-
BUDGET-Ansatz soll auch 
das von italienischen 
Städten entwickelte Mo-
dell CLEAR (City and Lo-
cal Environmental Ac-
counting and Reporting) 
einfließen. Zusammen mit 
den Umweltämtern der 
Städte Dresden und Växjö 
haben wir uns bereit er-
klärt, den Projektantrag 
als „Berater“ zu unterstüt-
zen. Geplante Laufzeit: 2 
Jahre. 

LIFE Anfrage von Bolog-
na/ICLEI 

Amt 31 keine ICLEI sowie die 
Städte Bologna (I), 
Amaroussion (GR), 
Dresden (D) 

Sollte der An-
trag ange-
nommen wer-
den, werden 
ebenfalls ca. 
50% der Kos-
ten durch das 
LIFE-Pro-
gramm der EU 
gefördert 
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 Laufen in Ihrem Amt 

derzeit EU-Projekte oder 
sind/waren Sie an EU-

Projekten bzw. EU-
Studien, -Pilotprojekten 
u./o. -Zusammenarbeit 
beteiligt, bzw. welche 

Aktivitäten sind geplant 
(bitte Namen, kurze Be-

schreibung und (ggf. 
geplante) Laufzeit ange-

ben)? 

Haben Sie aus ei-
nem Förder- 

programm der Eu-
ropäischen Union 
finanzielle Unter-

stützung erhalten? 
Wenn ja, um wel-
ches Förderpro-

gramm handelt es 
sich? 

Wie kam es zum Beitritt 
von Heidelberg? Durch 

wen wurde das Pro-
jekt/die Zusammen- 

arbeit initiiert? 

Welche  
Städti- 

schen Ämter 
sind/ waren 
beteiligt? 

Welche Partnerorgani-
sationen außerhalb der 
Verwaltung sind/waren 

beteiligt? 

Welche Partner 
auf EU-Ebene 

(Länder, Städte, 
Organisationen) 
sind/waren betei-

ligt? 

Wie wurden 
die Projekte 
finanziert?  

In welchen 
Netzwerken 

ist Ihr 
Amt/sind Sie 

Mitglied? 

Amt für Soziale 
Angelegenheiten 
und Altenarbeit 
(50) 

1. Europäischer Sozial-
fonds (ESF) - Ziel 3 Lauf-
zeit 2000 – 2006 

Europäischer Sozial-
fonds 

Aufbau eines lokalen Ko-
operationsmodells durch 
das Staatsministerium  
B-W 

Amt 50 (Ge-
schäftsfüh-
rung), 
Amt 16 (Mit-
glied des 
ESF-Arbeits-
kreises) 

Arbeitsagentur Heidel-
berg, Liga der Wohl-
fahrtsverbände, Hand-
werkskammer, IG Me-
tall, IHK, Arbeitgeber-
verband, Vertreter der 
Schulen, AG Offene Ju-
gendarbeit, AG für be-
rufliche Fortbildung 

  ESF-Mittel und 
nationale Kofi-
nanzierung 

  

Amt für Soziale 
Angelegenheiten 
und Altenarbeit 
(50) 

2. Europäischer Sozial-
fonds und Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend - Pro-
gramm Lokales Kapital für 
Soziale Zwecke (LOS) - 
Förderung von Mikropro-
jekten im Stadtteil Em-
mertsgrund 

Europäischer Sozial-
fonds 

Teilnahme an einem Kon-
zeptwettbewerb zum LOS-
Programm (Initiative ging 
vom Paritätischen Wohl-
fahrtsverband aus) 

Amt 50   Der Paritätische Wohl-
fahrtsverband, Verein 
zur beruflichen Integrati-
on und Qualifizierung 
e.V. keine 

Finanzielle 
Vorleistungen 
durch Träger 
oder Gruppen, 
die Projekte 
durchführen, 
danach Erstat-
tung aus dem 
ESF 

  

Amt für Soziale 
Angelegenheiten 
und Altenarbeit 
(50) 

3. EQUAL (Laufzeit bis 
Ende 2004) Erprobung 
neuer Wege zur Bekämp-
fung von Diskriminierung 
und Ungleichheiten von 
Arbeitnehmern und Ar-
beitssuchenden auf dem 
Arbeitsmarkt 

EQUAL Gründung einer Entwick-
lungspartnerschaft Rhein-
Neckar-Dreieck 

Ämter 50 und 
16 als strate-
gische Part-
ner 

35 operative Unterneh-
men (Betriebe des 3. 
Systems), Stadt Mann-
heim, Rhein-Neckar-
Kreis, Kreisfreie Stadt 
Worms 

Stadt Turku (Finn-
land), Stadt Man-
chester (Großbri-
tannien) 

ESF-Mittel und 
nationale Kofi-
nanzierung 

  

Landschaftsamt 
(67) 

Neubau eines Wasser-
spielplatzes auf dem Ne-
ckarvorland/Neuenheim 
im Rahmen des transnati-
onalen Flüsseprojekts 
„ARTery“ („Flüsse als Le-
bensadern der Region“) 

INTERREG III B Nachbarschaftsverband 
Heidelberg – Mannheim  

Amt 67 Nachbarschaftsverband 
Heidelberg – Mannheim 
in Kooperation mit dem 
Regionalverband Rhein-
Neckar-Odenwald, 
Stadtwerke Heidelberg 
AG  

weitere Partner aus 
Deutschland, den 
Niederlanden und 
Großbritannien  

Fördermittel 
aus EU-Förder-
programm In-
terreg III B u. 
Kofinanzierung 
durch Stadt-
werke Heidel-
berg AG 
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 Laufen in Ihrem Amt 

derzeit EU-Projekte oder 
sind/waren Sie an EU-

Projekten bzw. EU-
Studien, -Pilotprojekten 
u./o. -Zusammenarbeit 
beteiligt, bzw. welche 

Aktivitäten sind geplant 
(bitte Namen, kurze Be-

schreibung und (ggf. 
geplante) Laufzeit ange-

ben)? 

Haben Sie aus ei-
nem Förder- 

programm der Eu-
ropäischen Union 
finanzielle Unter-

stützung erhalten? 
Wenn ja, um wel-
ches Förderpro-

gramm handelt es 
sich? 

Wie kam es zum Beitritt 
von Heidelberg? Durch 

wen wurde das Pro-
jekt/die Zusammen- 

arbeit initiiert? 

Welche  
Städti- 

schen Ämter 
sind/ waren 
beteiligt? 

Welche Partnerorgani-
sationen außerhalb der 
Verwaltung sind/waren 

beteiligt? 

Welche Partner 
auf EU-Ebene 

(Länder, Städte, 
Organisationen) 
sind/waren betei-

ligt? 

Wie wurden 
die Projekte 
finanziert?  

In welchen 
Netzwerken 

ist Ihr 
Amt/sind Sie 

Mitglied? 

Amt für Abfallwirt-
schaft und Stadt-
reinigung (70) 

Die Stadt Heidelberg ist 
Teilnehmerin des EU Pro-
jekts „Sustainable Waste 
Management in Oceanic 
Islands“, dass im Rahmen 
des EU-Programms URB-
AL stattfindet. Das Projekt 
hat das Ziel auf den Inseln 
San Andres / Kolumbien 
und Santa Cruz / Galapa-
gos Inseln / Ecuador ein 
nachhaltiges Abfallmana-
gement zu implementie-
ren. Der offizielle Projekt-
beginn ist der 01.Mai 2004 
gewesen, und das Projekt 
erstreckt sich über zwei 
Jahre. 

URB-AL (Urbs Amé-
rica Latina): Das Pro-
gramm hat zum Ziel, 
urbane Zentren in 
Lateinamerika mit 
Hilfe von Erfahrungs-
ausstausch zwischen 
Städten zu entwi-
ckeln. 

Durch die Zusammenar-
beit des Umweltdezerna-
tes mit der Stadt Karlsru-
he ist die Stadt Heidelberg 
als Partnerin für das Pro-
jekt angefragt worden.  

Amt für Ab-
fallwirtschaft 
und Stadtrei-
nigung 

in Heidelberg keine Stadt Karlsruhe, 
Wat - Wasser- und 
Abfalltechnik (Un-
terpartner der Stadt 
Karlsruhe), Stadt 
Arucas/Gran Cana-
ria 

EU-Mittel aus 
dem Programm 
URB-AL 

  

         

Technologiepark  
GmbH 

1. CLEVERBIO (Projekt 
über Biotechnologie-
Cluster) 

Cleverbio Initiierung des Projekts 
durch Mailand. Heidelberg 
als wichtiger Life-Science-
Standort bekannt. 

keine keine Biotechnologie-
Einrichtungen aus 
ganz Europa 

keine Haus-
haltsmittel 

weltweite 
BioTechnolo-
gie-Netzwer-
ke über das 
Internet 

Technologiepark 
GmbH 

2. Informelles Projekt über 
Zusammenarbeit der 
wichtigsten Biotechnolo-
gie-Cluster in Europa. 

  Initiierung durch Techno-
logiepark 

keine keine Biotechnologie-
Einrichtungen aus 
ganz Europa 

Finanzierung 
durch EU wird 
vorbereitet. 

s.o. 
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3. Eigene Projekte des Europa-Büros 
 
 
 
3.1  Europa-Rallye 
 
Um anlässlich der Europawahlen im Juni 2004 den Bürgerinnen und Bür-
gern das Thema Europäische Union näher zu bringen, veranstaltete das 
Europa-Büro zwischen 5. Mai und 4. Juni 2004 eine Europa-Rallye durch 
Heidelberg. 
 
21 Fragen zu unterschiedlichen europäischen Themen, die in einer Broschüre zusammenge-
fasst waren, sollten beantwortet und während des Zeitraums der Rallye an einer der Statio-
nen abgegeben werden. Es wurde besonders darauf geachtet, dass die Fragen für alle Al-
tersgruppen interessant und sämtliche Rallye-Stationen barrierefrei auch für Menschen mit 
Behinderungen zugänglich waren. Die Rallye konnte entweder an einem Tag in ungefähr 
zwei Stunden oder auch nach und nach absolviert werden. 
 
In einem Parcours durch Altstadt und Bergheim besuchten die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer neben dem Rathaus weitere Stationen, in denen interessante Informationen zum 
Thema Europa bereitgestellt waren: Im Montpellier-Haus konnte man vieles über Heidel-
bergs europäische Partnerstädte erfahren, das Bürgeramt Mitte gab wertvolle Informationen 
zum Europäischen Parlament und der bevorstehenden Europawahl, die FreiwilligenBörse in-
formierte über den Europäischen Freiwilligendienst für junge Erwachsene, Fördermittel des 
Europäischen Sozialfonds und blickte auf das Europäische Jahr der Menschen mit Behinde-
rungen 2003 zurück, und in der Stadtbücherei wurden die verschiedenen Institutionen der 
Europäischen Union vorgestellt.  
 
Das Rathaus als Rallye-Station befasste sich mit der großen Erweiterungsrunde der Europä-
ischen Union vom 1. Mai 2004. Zu diesem Thema hatte die Klasse 9b des Heidelberger  
St. Raphael-Gymnasiums auf Plakaten Portraits der zehn neuen Mitgliedstaaten erstellt, 
die insbesondere das Schulsystem und die Lebenswelt von Jugendlichen der jeweiligen 
Länder darstellten. Zusammen mit der Wanderausstellung „Europa wächst zusammen – 
Fakten und Chancen“ des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg waren diese Plakate 
im Rathausfoyer zu sehen. Ihnen konnte man ebenfalls wichtige Informationen zur Beant-
wortung der Fragen entnehmen. 
 

Die Ausstellung und Europa-Rallye wurde am  
5. Mai 2005 von Oberbürgermeisterin Beate Weber eröff-
net, die auch am Tag der Europawahl, dem  
13. Juni 2004, die Preise der Europa-Rallye übergab. Um 
anlässlich des Europäischen Jahres der Erziehung durch 
Sport 2004 (s. S. 22f.) eine Brücke zwischen den Themen 
Europa und Sport zu schlagen, wurde die Preisverleihung 
der Rallye gemeinsam mit der Siegerehrung der Retro-
lympics – eines vom Sportkreis veranstalteten Wettbe-
werbs ehemaliger olympischer Sportarten – auf der Ne-
ckarwiese vorgenommen. Neben verschiedenen Sach-
preisen, die jeweils einen europäischen Bezug hatten, 
wurde als erster Preis ein Wochenende in Straßburg mit 
Besichtigung des Europäischen Parlaments verlost. 
 

Erfreulicherweise fand die Europa-Rallye allgemein großen Anklang, und viele Schulklassen 
integrierten sie in ihren Unterricht. 
 

Logo Europawahl 
2004 (Bild: EU)

Oberbürgermeisterin Beate Weber mit 
den Gewinnerinnen des Haupt- und 
Gruppenpreises 

(Bild: Stadt Heidelberg)
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3.2 Europäischer Frühling 
 
Der Europäische Frühling ist eine Initiative, welche die Thematik 
und die Debatte über die Europäische Union in die Schulen tragen 
soll. Ziel ist es, Schülerinnen und Schüler dazu zu motivieren, In-
formationen über aktuelle oder künftige EU-Mitgliedstaaten zu sam-
meln. Am Tag des Europäischen Frühlings, der in der Regel Mitte 
März stattfindet, haben Schulen die Gelegenheit, zusammenzuarbeiten und ihre Ansichten 
und Hoffnungen für die Zukunft auszutauschen. Die Form der Aktivitäten kann von der jewei-
ligen Schule völlig individuell gestaltet werden (beispielsweise als Veranstaltung mit 
Workshops, Diskussionen, Ausstellungen und vieles mehr). Am Europäischen Frühling betei-
ligen sich jährlich über 6.000 Schulen aus allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union.  
 
Das Europa-Büro koordiniert seit dem Jahr 2003 Aktionen zum Europäischen Frühling an 
Heidelberger Schulen. Folgende Schulen haben sich bereits an dieser Initiative beteiligt: 
 
Die Elisabeth-von-Thadden-Schule beteiligte sich 2003 mit mehreren Projekten; unter an-
derem mit einer Umfrage bei Viertklässlern der Fröbelschule und in Wieblinger Geschäften 
zum Thema Europa, mit einem Europa-Quiz, Steckbriefen und Filmvorführungen über die 
Beitrittsländer, mit Länder-Collagen, Tänzen und vielen anderen Aktionen rund um die Zu-
kunft Europas. Oberbürgermeisterin Beate Weber sah sich die von den Schülerinnen und 
Schülern erstellten Präsentationen der neuen Mitgliedsländer an. 
 
Im Rahmen des Europäischen Frühlings 2003 führte das Helmholtz-Gymnasium die so ge-
nannte „Travel-Bär-Aktion“ durch und eröffnete das Kulturcafé. 
Bei der „Travel-Bär-Aktion“ wurden vier Teddybären mit vielen Informationen aus Heidelberg 
in Schulen verschiedener Länder geschickt. Jede dieser Schulklassen führte ein englisch-
sprachiges Tagebuch per E-Mail und berichtete über die Erfahrungen mit „Billy dem Bären“, 
bevor er an die nächste Schule weitergeschickt wurde. Auf diesem Weg lernten die Schüle-
rinnen und Schüler des Helmholtz-Gymnasiums viel über die Lebensweise der gleichaltrigen 
Schülerinnen und Schüler, tauschten Fotos aus und verbesserten ebenfalls ihre Fremdspra-
chenkenntnisse. 
Das Kulturcafé – eine Initiative von Lehrenden und Lernenden – wurde im März 2003 als 
Projekt des Europäischen Frühlings vom Ersten Bürgermeister Prof. Dr. Raban von der 
Malsburg eröffnet. Folgende Zielsetzungen strebt das Kulturcafé an: Zum einen geht es dar-
um, innerhalb der Jugend das Verständnis für ein gemeinsames Europa aktiv zu fördern. 
Außerdem soll das Café die Möglichkeit bieten, gelungene, innerhalb des Unterrichts gestal-
tete Präsentationen und Vorträge einer größeren Öffentlichkeit zugänglich zu machen, und 
so die thematische Auseinandersetzung mit menschlicher Begegnung verbinden.  
 

Das Kurfürst-Friedrich-Gymnasium gestaltete mit seinem 
Seminarkurs „Europa“ am 11. März 2005 anlässlich des In-
formationstages für Viertklässler und ihre Eltern eine umfas-
sende Ausstellung zum Thema Europa. Am 17. März, dem 
Tag des Europäischen Frühlings, stellten sich Schülerinnen 
und Schüler im Schulhof in Form des Euro-Zeichens auf 
(siehe Foto). 
 
Die Freie Waldorfschule stellte ihre Monatsfeier am  
18. März 2005 unter das Thema Europa und führte europäi-
sche Tänze und Lieder auf. Stadträtin Lore Vogel vertrat Frau 

Oberbürgermeisterin bei dieser Feier. 

Logo zum Europäischen 
Frühling             (Bild: EU) 

Aktion des KFG zum Europäischen 
Frühling 2005               (Bild: privat) 
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Das Bunsen-Gymnasium führte am 21. März 2005 eine schulinterne Veranstaltung mit der 
ehemaligen Europa-Abgeordnete Frau Diemut R. Theato durch. Schülerinnen und Schüler 
der 12. und 13. Klasse diskutierten zum Thema Europäisches Parlament, europäische Ver-
fassung und Demokratiegewinn und hielten bzw. hörten Vorträge. 
 
Die Heidelberg International School gestaltete zum Europäischen Frühling 2005 eine Aus-
stellung zum Thema Europäische Union, die von Stadtrat Erwin Gund in Vertretung für  
Frau Oberbürgermeisterin eröffnet wurde. 
 
 
3.3 Rathausgespräche 
 
Im Frühjahr 2005 begann das Europa-Büro mit den sog. „Rathausgesprächen“ eine Reihe 
prominent besetzter Diskussionsveranstaltungen zu aktuellen kommunalrelevanten Themen 
der europäischen Integration. Ziel der Reihe ist es, unter Heidelbergerinnen und Heidelber-
gern das Bewusstsein dafür zu stärken, welchen Einfluss die Europäische Union auf das täg-
liche Leben vor Ort nimmt und zugleich dem weit verbreiteten Eindruck entgegen zu wirken, 
„Brüssel“ sei eine so bürgerferne und undemokratische Institution, dass der Einzelne keinen 
echten Einfluss mehr darauf nehmen könne. Gerade letzteres soll auch durch die bislang 
stets gelungene Verpflichtung bekannter und einflussreicher „Insider“ der europäischen Poli-
tik gewährleistet werden. 
 
Den Auftakt bildete im April ein Gespräch zur EU-Dienstleistungsrichtlinie mit Evelyne 
Gebhardt, MdEP. Angesichts der Tragweite des von der Kommission vorgelegten Entwurfs 
für eine Richtlinie über 
Dienstleistungen im Binnen-
markt (s. S. 25ff.) entschied 
sich das Europa-Büro, am  
8. April 2005 ein Rathausge-
spräch mit privaten wie öf-
fentlichen Heidelberger 
Dienstleistern, Gewerk-
schafts-, Umwelt- und 
Verbrauchervertretern durch-
zuführen. Für diese Veran-
staltung ist es gelungen, mit 
der Künzelsauer Europa-
Abgeordneten, Frau Evelyne 
Gebhardt, die zuständige Be-
richterstatterin im federfüh-
renden Ausschuss für Bin-
nenmarkt und Verbraucher-
schutz im Europäischen Par-
lament zu gewinnen. 
Durch ihre Anwesenheit bot 
sich den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern die einmalige Gelegenheit, ihre Interessen und Forderungen unmittelbar in 
den politischen Entscheidungsprozess der EU einzubringen, wovon die Anwesenden auch 
intensiv Gebrauch machten. Ebenso nutzte Frau Gebhardt die Gelegenheit, die Meinung der 
etwa 200 erschienen Betroffenen und Interessierten zu dem von ihr als Alternative zum Her-
kunftslandprinzip vorgeschlagenen Prinzip der gegenseitigen Anerkennung zu erfragen. 
Durch diesen Vorgriff Frau Gebhardts auf den Inhalt ihres am gleichen Tag fertig gestellten 
und am 19. April 2005 in Brüssel offiziell vorgestellten ersten Teilberichts zum Kommissions-
entwurf erhielten Heidelbergerinnen und Heidelberger europaweit als erste Einblick und Ein-
fluss auf die sich anschließenden parlamentarischen Beratungen. Insgesamt fand Frau Geb-
hardts Forderung einer vorherigen Rechtsharmonisierung bzw. – falls das wie zu erwarten 

Eröffnung des Rathausgesprächs durch Frau OB Weber     (Bild: Europa-Büro) 
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nicht durchzusetzen sei – einer Orientierung am Prinzip der gegenseitigen Anerkennung 
breite Unterstützung. 
Kern der Veranstaltung waren sechs Kurzreferate, in denen Heidelberger Dienstleister an 
konkreten Beispielen die potentiellen Auswirkungen der Richtlinie in der Praxis darlegten. 
Hier ebenso wie in der anschließenden Diskussion im Publikum zeigte sich ein einhelliger 
Konsens darüber, dass die von allen Seiten begrüßte Öffnung der Dienstleistungsmärkte 
nicht zu Lasten von Qualitäts- und Schutzstandards gehen dürfe.  
Im Ergebnis kann das Rathausgespräch als Erfolg gewertet werden, wie sowohl die Rück-
meldungen des trotz des relativ ungünstigen Termins (Freitag Nachmittag) recht zahlreich 
erschienen Fachpublikums als auch das z.T. überregionale Interesse seitens der Vertretung 
der Europäischen Kommission in Deutschland oder der deutschen Sektion des Rates der 
Gemeinden und Regionen in Europa (s. Artikel in dessen Zeitschrift „EUROPA kommunal“ 
im Anhang) beweisen. 
 
Am 14. November 2005 wird der ehemalige Präsident des Europäischen Parlaments und 
Mitglied des Präsidiums des Verfassungskonvents, Herr Prof. Dr. Klaus Hänsch, MdEP, mit 
interessierten Heidelbergerinnen und Heidelbergern die von der aktuellen Krise der EU auf-
geworfene Frage „Welches Europa wollen wir?“ diskutieren. 
 
Dabei wird sicherlich auch die Frage eines möglichen Beitritts der Türkei zur Europäi-
schen Union eine Rolle spielen. Diesen Punkt werden dann am 6. April 2006 wiederum  
Herr Cem Özdemir, MdEP, und ein weiteres Parlamentsmitglied einer anderen Fraktion  
– vorzugsweise aus der Region – in einem ausschließlich diesem Thema gewidmeten und 
gemeinsam mit dem Ausländerrat/Migrationsrat organisierten Rathausgespräch vertiefen. 
 
Die weitere Fortsetzung der Reihe ist geplant. 
 
 
3.4 Europawoche 
 
Um bei den Bürgerinnen und Bürgern Interesse und Sympathie für 
das Thema Europa zu wecken und Europa erlebbar zu machen, wird 
in den einzelnen Bundesländern Deutschlands seit 1995 die Europa-
woche durchgeführt. In dieser Woche, die immer um den Europatag 
Anfang Mai begangen wird, werden vielfältige Veranstaltungen zu un-

terschiedlichen europäischen Themen durchge-
führt. Das Spektrum reicht hierbei von Podiums-
diskussionen und Vorträgen über Ausstellungen 
bis hin zu kulturellen Veranstaltungen wie Konzer-
ten oder Theaterstücken. In jedem Jahr wird die 
Europawoche unter ein besonderes Motto gestellt 
– im Jahr 2005 lautete es „Europa in guter Verfas-
sung“. 
 
Seit dem Jahr 2003 beteiligt sich auch das Euro-
pa-Büro mit der Organisation von Veranstaltungen 
mit besonderer europäischer Ausrichtung an der 
Europawoche. 2003 führte das Regionale Akti-
onsbündnis Heidelberg/Rhein-Neckar zum Euro-
päischen Jahr der Menschen mit Behinderungen 
am 5. Mai den sogenannten „Kleinen Städtetest“ 
durch, bei dem öffentliche Gebäude wie das Rat-
haus, die Stadtbücherei und der Bahnhof auf ihre 
Barrierefreiheit getestet wurden. Das Europa-Büro 
vertrat das OB-Referat in diesem Aktionsbündnis 
und war an der Aktion zum 5. Mai beteiligt. 

Logo Europawoche 2005
            (Bild EU)

Europatage 
Es gibt zwei unterschiedliche Europatage: 
� Der 9. Mai ist seit 1985 der offizielle Eu-

ropatag der Europäischen Union und
soll an die „Geburtsstunde der EU“ erin-
nern. Am 9. Mai 1950 erklärte der dama-
lige französische Außenminister Robert
Schuman die Absicht Frankreichs, ge-
meinsam mit Deutschland, Belgien, Ita-
lien, Luxemburg und den Niederlanden
die Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl zu gründen. Diese Erklärung
ging später als „Schuman-Erklärung“ in
die Geschichte ein. 
� Der 5. Mai geht auf die Gründung des

Europarates am 5. Mai 1949 zurück.
Über 40 Staaten aus ganz Europa gehö-
ren dieser Institution an, die sich für die
Achtung der Menschenrechte und der
Demokratie in Europa einsetzt. 
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Am 5. Mai 2004 wurde die Europa-Rallye im Rathausfoyer 
zusammen mit einer Ausstellung zur Erweiterung der Eu-
ropäischen Union von Oberbürgermeisterin Beate Weber 
eröffnet und damit der Startschuss zur Europa-Rallye an-
lässlich der Europawahlen 2004 gegeben (s. S. 15). 
 
Im Jahr 2005 fand die Preisverleihung des vom Schulver-
waltungsamt durchgeführten Europäischen Wettbewerbs 
an Schulen am 9. Mai statt. Oberbürgermeisterin Beate 
Weber übergab den Schülerinnen und Schülern die Preise 
im Rathausfoyer und eröffnete die Ausstellung der Bilder, 
die beim Wettbewerb eingereicht worden waren. 
 
Das Europa-Büro hat bereits jetzt mit der Planung der Eu-
ropawoche 2006 begonnen, bei der erstmalig europäische Veranstaltungen im gesamten 
Rhein-Neckar-Raum miteinander vernetzt werden sollen. Hierbei wird das Europa-Büro der 
Stadt Heidelberg eng mit den Europa-Büros der Städte Mannheim und Ludwigshafen zu-
sammenarbeiten. 
 
 
 
3.5 Planungskonferenz Heidelberg – Cambridge  
 
Exemplarisch für die zahlreichen von der EU geförderten Projekte der Stadtverwaltung sei 
hier die Planungskonferenz zwischen Heidelberg und Cambridge genannt. Die Federführung 
lag dabei bei der Abteilung Internationale Beziehungen und Städtepartnerschaften im OB-
Referat, die nach intensiver Unterstützung durch das Europa-Büro auch den entsprechenden 
Förderantrag stellte; inhaltlich gestaltet wurde die Konferenz vom Stadtplanungsamt sowie 
dem Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie: 
Anknüpfend an zahlreiche inhaltliche Kooperationen zwischen Heidelberg und Cambridge in 
der Vergangenheit – wie zum Beispiel die sehr erfolgreiche inhaltliche Zusammenarbeit der 
beiden Partnerstädte anlässlich des Europäischen Jahres der Menschen mit Behinderungen 
2003 (s. S. 20f.) – sollte das 40-jährige Bestehen der Partnerschaft zum Anlass genommen 
werden, eine neue Runde des inhaltlichen Austausches zu initiieren. Man einigte sich rasch 
darauf, eine gemeinsame Konferenz zum Thema „Nachhaltigkeit in der Stadtplanung im 
Spiegel der EU-Gesetzgebung – Auswirkungen auf kommunaler Ebne“ durchzuführen, denn 
sowohl Heidelberg als auch Cambridge planen derzeit mit der „Bahnstadt“ und der „Southern 
Fringe Area“ zwei städtebauliche Großprojekte und sind mit ähnlichen Problemstellungen in 
der Stadtplanung konfrontiert. Bei beiden Projekten handelt es sich um die Erweiterung des 
Stadtgebietes um einen neuen Stadtteil. So wurden die „Bahnstadt“ und die „Southern Fringe 
Area“ zu den Referenzprojekten der Konferenz gewählt. Beiden Projekten liegt ein Zeitrah-
men von 10 bis 15 Jahren zugrunde. Ziel des 
inhaltlichen Austauschs, der mit der Konferenz 
begonnen wurde, ist es, projektbegleitend von-
einander zu lernen und von den Erfahrungen 
der Partnerstadt zu profitieren. 
Die Konferenz „Nachhaltigkeit in der Stadtpla-
nung im Spiegel der EU-Gesetzgebung – Aus-
wirkungen auf kommunaler Ebene“ fand vom 
28. bis 31. April 2005 statt und bot mit zahlrei-
chen Referaten von externen Experten, aber 
auch von Fachleuten der beiden Verwaltungen 
einen umfassenden Einstieg in das Thema der 
nachhaltigen Stadtplanung. 
 

Partnerschaftswappen der Städte Heidelberg und
Cambridge   (Bild: Stadt Heidelberg)

Eröffnung der Europa-Rallye durch Ober-
bürgermeisterin Beate Weber im Rathaus-
foyer     (Bild: Stadt Heidelberg)



 20

4.  Europäische Jahre 
 
 
4.1 Europäisches Jahr der Menschen mit Behinderungen 2003 
 
Der Rat der Europäischen Union erklärte das Jahr 2003 zum 
„Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderungen“ 
(EJMB). Da die Betonung darauf lag, dass es ein Jahr der 
und nicht für Menschen mit Behinderungen sein sollte, laute-
te das Motto des Jahres „Nichts über uns ohne uns“. 
Eigens zu diesem Jahr gründete sich in Heidelberg ein Re-
gionales Aktionsbündnis, bestehend aus Gruppen, Initiati-

ven, Unternehmen und Verbänden, die mit den Be-
langen behinderter Menschen betraut sind bzw. sich 
besonders für diese einsetzen. Das Europa-Büro ver-
tritt das Referat der Oberbürgermeisterin im Aktions-
bündnis Heidelberg/Rhein-Neckar, das auch über das 
Jahr 2003 hinaus bestehen blieb. Im Laufe des gan-
zen Jahres organisierte dieses Aktionsbündnis zahl-
reiche Veranstaltungen, die insbesondere darauf ab-
zielten, Menschen ohne Behinderungen für die Le-
benswelt und Bedürfnisse von Menschen mit Behin-
derungen zu sensibilisieren.  

Das Europa-Büro informierte im Frühjahr 2003 den Gemeinderat über alle Aktionen zum Eu-
ropäischen Jahr der Menschen mit Behinderungen (EJMB), an denen städtische Ämter be-
teiligt waren, und gestaltete inhaltlich einen Großteil der Dokumentation zum EJMB, die vom 
Regionalen Aktionsbündnis herausgegeben wurde (s. S. 32). 
Eine Aktion, an der städtische Ämter beteiligt waren, war bei-
spielsweise die Schulung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Stadtplanungs- und Tiefbauamtes zum Thema Barrieren im 
öffentlichen Raum. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser 
Schulung hatten die Möglichkeit, bauliche Barrieren in der Alt-
stadt aus Sicht von Menschen mit Behinderung selbst zu erfah-
ren. Dafür stand ihnen ein Alterssimulationsanzug zur Verfü-
gung, der die Bewegungs- und Sehfähigkeit einschränkt, sowie 
Rollstühle und Simulationsbrillen der Selbsthilfegruppe Pro Reti-
na, mit denen beispielsweise das Sehen bei Grauem Star nach-
empfunden werden konnte. Eine andere Aktion im Rahmen des 
Europäischen Jahres war die vom Amt für öffentliche Ordnung 
veranstaltete „Rolli-Gastro-Tour“, bei der Menschen mit Geh- 
und Sehbehinderung die Barrierefreiheit von Restaurants und 
Bars in der Altstadt überprüften und die Gastwirte für das The-
ma sensibilisierten. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer kamen 
zu dem Ergebnis, dass die Barrierefreiheit in einigen Gaststätten 
zwar noch entschieden verbessert werden kann, dass jedoch bereits große Fortschritte zu 
verzeichnen sind. 
Den Höhepunkt des Europäischen Jahres stellte ein Aktionstag auf dem Heidelberger Korn-
markt am 22. Oktober 2003 dar, der zeitgleich mit einer Tagung des Städtenetzwerks Baden-
Württemberg zum Thema „Bürgerschaftliches Engagement und Barrierefreiheit in der Stadt“ 
stattfand. Dieser Aktionstag, zu dem der Europäische Kampagnenbus zum EJMB nach Hei-
delberg kam, wurde in enger Kooperation mit allen Akteuren des Aktionsbündnisses auf Sei-
ten der Stadtverwaltung maßgeblich vom Europa-Büro koordiniert. Unter dem Motto „Barrie-
ren weg – im Kopf und auf der Straße“ präsentierten sich Selbsthilfegruppen, Initiativen und 
Schulen mit unterschiedlichen Ständen und einem bunten Programm auf zwei Bühnen der 
Öffentlichkeit. Die Aktionen reichten von Theaterstücken über Rollstuhlbasketball und Talk-

Forderungen von Menschen mit Be-
hinderungen zum EJMB 2003 
• Nicht mehr ausgrenzende Fürsorge,

sondern uneingeschränkte Teilha-
be. 

• Nicht mehr abwertendes Mitleid,
sondern völlige Gleichstellung. 

• Nicht mehr wohlmeinende Bevor-
mundung, sondern das Recht auf
Selbstbestimmung 

Der Alterssimulationsanzug wird
getestet.     (Bild: privat)

EJMB-Logo              (Bild: EU)



 21

Runden bis hin zu Blindenschach. An den Talkrunden beteiligten sich auch die Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer der Delegationen aus Heidelbergs Partnerstädten Cambridge und 
Montpellier, die aus Anlass dieses Aktionstages zu Besuch kamen. Sowohl in der regionalen 
Presse als auch in der vom Rat der Gemeinden und Regionen Europas herausgegebenen 
Zeitschrift „Europa kommunal“ wurde ausführlich über diesen Aktionstag berichtet. 

Das Europäische Jahr gab wertvolle Anstöße für 
weitere Verbesserungen im alltäglichen Leben von 
Menschen mit Behinderungen in Heidelberg und 
sensibilisierte vor allem politische Verantwortungs-
träger und die breite Öffentlichkeit für die Belange 
von Menschen mit Behinderungen. Aus dem Eu-
ropäischen Jahr heraus entwickelte sich die Idee, 
die Stelle eines Behindertenbeauftragten bzw. 
Behindertenbeirats einzurichten, der die Wünsche 
und Forderungen von Menschen mit Behinderun-
gen bündeln und an die entsprechenden Stellen-
weitergeben soll. Dem Gemeinderat wurde im 
Herbst 2004 eine entsprechende Informationsvor-
lage vorgelegt. 

 
 
4.2 Europäisches Jahr der Erziehung durch Sport 2004 
 
Das Jahr 2004 stand weltweit wegen der Olympischen Spiele und der 
Paralympics im Zeichen des Sports. Die Europäische Union nutzte 
diese Gelegenheit, um auf die Potenziale und die Bedeutung des 
Sports im Bereich der Erziehung aufmerksam zu machen und rief das 
"Europäischen Jahr der Erziehung durch Sport" (EJES) aus. Durch 
dieses Europäische Jahr sollte vor allem auf die Kooperationsmög-
lichkeiten zwischen Bildungseinrichtungen und Sportorganisationen 
hingewiesen werden. Das Motto für das Jahr lautete „Move Your Body 
– Stretch Your Mind“ beziehungsweise in Deutschland „Beweg’ Dich 
für Deine Zukunft“. 
 
Es sollte verdeutlicht werden, dass Sport gerade im Bildungsbereich auf spielerische Art und 
Weise wichtige Werte wie Teamgeist, Solidarität und Toleranz vermitteln kann. Die Teilnah-
me aller Gesellschaftsschichten begünstigt die Integration von Menschen mit Behinderungen 
und von Bürgern, die aus verschiedenen Gründen am Rande der Gesellschaft stehen. Dies 
gilt ebenso für die Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern. Darüber hin-
aus bildet Sport ein Gegengewicht zu den negativen Begleiterscheinungen der rapiden tech-
nologischen Entwicklungen wie Bewegungsmangel und Isolation. Sportliche Begegnungen 
sind außerdem ein idealer Anlass für internationalen Austausch. Für die Durchführung von 
Projekten zu diesem Thema wurden nationale Koordinierungsstellen in 28 Ländern einge-
richtet. 
 
In Heidelberg fand im Rahmen des Europäischen Jahres im November 2004 ein Symposium 
als Gemeinschaftsprojekt des Sportkreises mit der Stadt Heidelberg und der Universität statt. 
Fachleute aus den teilnehmenden Städten stellten hier im Plenum und in Workshops zu-
kunftsweisende Modelle zum Thema Erziehung durch Sport vor. Es wurde insbesondere 
darüber gesprochen, wie Randgruppen und Menschen mit Behinderungen mit Hilfe des 
Sports besser in die Gesellschaft integriert werden können, welche Möglichkeiten der Sport 
im Bereich der Kriminalprävention bieten kann und wie Sport und Umweltaspekte miteinan-
der verbunden werden können. Teilnehmende Städte waren Heidelbergs Partnerstädte 
Bautzen (Deutschland), Cambridge (Großbritannien), Montpellier (Frankreich) und Kumamo-
to (Japan) sowie Linköping (Schweden) und Mostar (Bosnien-Herzegowina). Das Europa-
Büro unterstützte den Sportkreis bei der Stellung eines EU-Förderantrags, da wenige aus-

Mitglieder des Regionalen Aktionsbündnisses   
Heidelberg/Rhein-Neckar zum EJMB 2003 

 (Bild: privat)

EJES-Logo      (Bild: EU)
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gewählte europäische Projekte zum Europäischen Jahr der Erziehung durch Sport mit Gel-
dern der Europäischen Union gefördert werden konnten. Leider wurden jedoch keine EU-
Fördermittel für das Heidelberger Sportsymposium bewilligt. 
 
 
4.3  Europäisches Jahr der Mobilität von Arbeitnehmern 2006 
 

Am 30. Juni 2005 erklärte die Europäische Kommission 
2006 zum Europäischen Jahr für Arbeitskräftemobilität. Mit 
dieser Aktion soll das Bewusstsein und Verständnis für den 
Nutzen einer Auslandstätigkeit in einer neuen Beschäfti-
gung geweckt werden.  
Durch eine Tätigkeit in anderen Ländern und/oder Berufs-
feldern können Arbeitnehmer für sich selbst und für ihre Ar-
beitgeber nützliche Qualifikationen und Erfahrungen gewin-
nen. Umschulung ist in einer globalisierten und sich wan-
delnden Wirtschaft unerlässlich. Aktuelle Zahlen ergeben 

jedoch, dass nur sehr wenige Europäer im Ausland arbeiten. Der Anteil der in einem anderen 
EU-Staat als ihrem Herkunftsland wohnenden Europäer betrug in den letzten 30 Jahren je-
doch gleich bleibend nicht mehr als 1,5 %. Und in neun EU-Staaten haben 40 % der Arbeit-
nehmer seit über zehn Jahren den selben Arbeitsplatz inne.  
Als Gründe bezeichnet der für Beschäftigung, Soziales und Chancengleichheit zuständige 
Kommissar, Vladimíir Špidla, „rechtliche, administrative und sprachliche Hindernisse, ver-
knüpft mit mangelnder Kenntnis der bestehenden Informationsquellen und Unterstützungs-
möglichkeiten. Und viele Arbeitskräfte sind nicht von den Vorteilen einer Beschäftigung im 
Ausland und/oder in einer anderen Tätigkeit überzeugt.“ 
Von den für das Europäische Jahr bereitgestellten 6 Mio. € sind 4,3 Mio. € für Projekte wie 
etwa Informationsveranstaltungen, Workshops, Stellenbörsen und Öffentlichkeitsarbeit auf 
nationaler, regionaler und kommunaler Ebene vorgesehen, für die bei einer Ausschreibung 
Ende September 2005 Fördermittel der EU von bis zu 80 % der anrechenbaren Kosten be-
antragt werden können. Der Rest wird für Großveranstaltungen wie eine für Juni nächsten 
Jahres in Wien geplante Mobilitätskonferenz aufgewendet oder für die Europa-Stellenbörse 
„Job Fair Europe“ mit Stellenbörsen in 100 europäischen Städten. 
Die Vorgespräche darüber, wie das europäische Jahr in Heidelberg gestaltet werden soll, fin-
den gerade statt. 
 
 
4.4 Europäisches Jahr der Chancengleichheit für alle 2007 
 
Am 1. Juni 2005 hat die Kommission vorgeschlagen, 
2007 zum Europäischen Jahr der Chancengleichheit für 
alle zu erklären. Es ist das Herzstück einer am gleichen 
Tag veröffentlichten Rahmenstrategie, mit der Diskrimi-
nierung wirksam bekämpft, Vielfalt als positiver Wert 
vermittelt und Chancengleichheit für alle gefördert wer-
den sollen.  
Sie schlägt vier zentrale Themen vor: 
• Rechte – für das Recht auf Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung sensibilisieren;  
• Vertretung – eine Debatte über Möglichkeiten anregen, die Teilnahme an der Gesell-

schaft zu stärken;  
• Anerkennung – Vielfalt würdigen und berücksichtigen;  
• Respekt und Toleranz – eine Gesellschaft mit stärkerem Zusammenhalt fördern. 

Logo     (Bild: EU) 

Logo zur EU- Anti-Diskriminierungspolitik
(Bild: EU)
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Insgesamt soll es weniger um die z.T. 
schon vor Jahrzehnten erreichte recht-
liche Gleichstellung als um die tatsäch-
liche Akzeptanz und gesellschaftliche 
Teilhabe gehen. Anlass für das Euro-
päische Jahr ist, dass zum  
31. Dezember 2007 die z.T. bereits 
einmal verlängerten Fristen zur Umset-
zung der Richtlinien gegen Diskriminie-
rung aufgrund von Alter oder Behinde-
rung bzw. zur Verwirklichung der 
Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern in nationales Recht auslau-
fen. 
Von den Gesamtmitteln in Höhe von 
13,6 Mio. € stehen 6,4 Mio. € für Ta-
gungen sowie Informations- und Unter-
stützungskampagnen auf nationaler, 
regionaler und kommunaler Ebene zur 
Verfügung (Kofinanzierungsrate 50 %).  

 
Die Form der Beteiligung Heidelbergs am Europäischen Jahr 2007 ist noch offen. 
 
 

Das Ende 2004 vorgelegte deutsche Antidiskriminie-
rungsgesetz dient der Umsetzung von vier EU-
Vorschriften: 
� Antirassismusrichtlinie, 
� Richtlinie gegen Diskriminierung am Arbeitsplatz, 
� 2 Richtlinien zur Geschlechter-Gleichstellung. 
Da es zugleich aber auch über diese hinaus geht, in-
dem es das Verbot direkter oder indirekter Diskriminie-
rung aufgrund von „Rasse“, ethnischer Herkunft, Reli-
gion, Weltanschauung, Alter, Behinderung oder sexu-
eller Orientierung über das Arbeitsrecht und sog.
„Massengeschäfte“ hinaus auf das gesamte Zivilrecht
ausweitet – nach EU-Vorgaben sollte hier nur die Ge-
schlechterdiskriminierung verboten werden –, wurde
es vom Bundesrat in den Vermittlungsausschuss ver-
wiesen.  
Deutschland droht schon seit seiner Verurteilung
durch den EuGH vom 28. April 2005 ein Busgeld we-
gen der ausstehenden Umsetzung der Antirassismus-
richtlinie. 
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5.  Auswirkungen der Politik der Europäischen Union auf 
die Kommunen  

 
 
5.1 Entwurf einer Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 

Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt (Dienstleistungs-
richtlinie) 

 
Am 25.02.2004 legte die Europäische Kommission den Entwurf 
der Dienstleistungsrichtlinie vor. Betroffen von dieser Rahmen-
richtlinie sind alle Dienstleistungen im kaufmännischen, hand-
werklichen und sonstigen Gewerbe sowie die freien Berufe, 
das Gesundheits- und Pflegewesen und die öffentliche Da-
seinsvorsorge. Eindeutig ausgenommen sind lediglich Finanz-, 
Verkehrs- und elektronische Kommunikationsdienstleistungen, 
z.T. das Steuerwesen sowie aufgrund von Protokoll Nr. 34 zum 
EGV der öffentlich-rechtliche Rundfunk. Ohne dass dies in ih-
rem Wortlaut ausdrücklich vorgesehen wäre, soll die Richtlinie 
gemäß der Erläuterungen der Kommission außerdem keine 
Anwendung finden auf Dienstleistungen von allgemeinem 
nichtwirtschaftlichen Interesse, Bildung und Kultur. 
 
Ziel der Richtlinie ist es, die nach der Vollendung des Binnen-
markts zum 01.01.1993 verbliebenen Hindernisse und Be-
schränkungen im Dienstleistungssektor zu beseitigen. Hierzu 
fasst der Kommissionsentwurf zum einen die einschlägige 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof zusammen und entwickelt zum anderen zwei 
neuartige Instrumente zur Gewährleistung des grenzüberschreitenden Dienstleistungsver-
kehrs sowie zur Betätigung von Dienstleistern in anderen EU-Staaten: 
• Die dauerhafte Niederlassung ausländischer Dienstleistungsanbieter soll durch die Ein-

richtung von „Einheitlichen Ansprechpartnern“ gestärkt werden, bei denen diese alle im 
Zusammenhang mit der Gründung ihrer Niederlassung in Deutschland anfallenden Ver-
waltungsfragen abwickeln können („one stop agency“). Inländische Zulassungs- und Ge-
nehmigungspflichten (inkl. Gewerbeschein) werden einer „gegenseitigen Evaluierung“ 
durch die Kommission und die EU-Partnerstaaten unterworfen; formlose Nachweise über 
solche des Herkunftslandes sind in Deutschland ohne weitere Prüfung wie inländische 
anzuerkennen. 

• Der grenzüberschreitende Dienstleistungsverkehr soll dadurch erleichtert werden, dass 
Unternehmen ohne Sitz im Inland nach dem Herkunftslandprinzip bei der Erbringung ih-
rer Dienstleistung in Deutschland nur dem Recht ihres Heimatlandes unterliegen, dem 
zugleich auch alle Kontrollbefugnisse verbleiben. Allerdings sind vom Herkunftslandprin-
zip zugleich zahlreiche Ausnahmen vorgesehen, so insbes.: 
o die Entsendung von Arbeitnehmern, wobei das sich hieraus ergebende Kontrollrecht 

des Ziellandes an anderer Stelle wiederum eingeschränkt wird, 
o die Energie- und Wasserversorgung, nicht jedoch die Abwasser- und Abfallentsor-

gung oder die Verbringung von Abfall zur Verwertung nach Deutschland, 
o das Recht der Verbraucherverträge, soweit es noch nicht – wie etwa das Kaufrecht – 

europaweit harmonisiert ist, sowie des gesetzlichen Schadensersatzes, nicht jedoch 
das Verbraucherschutzrecht, 

o wichtige Hoheits-, Datenschutz-, Urheber- und Justizrechte. 
 
Zweifellos führt die Beseitigung von Handelshemmnissen zu einer Verbreiterung des Ange-
bots, mehr Wettbewerb und damit tendenziell zu sinkenden Preisen. Dem gegenüber zeigt 
sich neben einer Fülle rechtlich z.T. sehr komplexer Detailfragen jedoch zugleich eine ganze 

Nach der Abschaffung der
Binnenzölle (Freihandels-
zone) und der Einführung
eines gemeinsamen Au-
ßenzolls (Zollunion) 1968
einigten sich die damaligen
EWG-Staaten 1986 in der
Einheitlichen Europäischen
Akte auf die Verwirklichung
eines gemeinsamen Bin-
nenmarkts. Er beseitigt alle
nicht zollbezogenen (nicht-
tarifären) Handelsbeschrän-
kungen und beruht auf den
vier Grundfreiheiten des
freien Waren-, Dienstleis-
tungs-, Kapital- und Perso-
nenverkehrs. 
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Reihe gravierender Unsicherheiten für Heidelberg als sozial und ökologisch nachhaltige 
Stadt, als Dienstleistungsstadt – Anteil des tertiären Sektors an der Zahl der Erwerbstätigen 
sowie an der Bruttowertschöpfung: 81,76 % (2004) bzw. 78,35 % (2002) – und als Stadtver-
waltung hinsichtlich: 
• des Gesundheits-, Verbraucher-, Arbeits- und Umweltschutzes, 

da die Anbieter die nicht immer vergleichbaren Heimat-Standards nach Deutschland „mit-
brächten“, so dass zum Zeitpunkt des Inkrafttretens in Heidelberg mind. 27 Rechtsord-
nungen parallel anzuwenden wären, ohne dass der Verbraucher seine Rechte nach den 
Vorschriften des Herkunftslandes kennen würde, 

• der Struktur und wirtschaftlichen Situation des Dienstleistungsgewerbes, 
da diejenigen Anbieter aus den EU-Partnerländern, die wegen niedrigerer Standards in 
ihrem Herkunftsland billiger produzieren können, die an die deutschen Schutzniveaus 
gebunden bleibenden alteingesessenen Unternehmen verdrängen könnten, so dass es 
zu einer Konzentration und Verödung der Gewerbestruktur zu Gunsten international agie-
render Großunternehmen oder eines qualitativ geringwertigen Angebots im Niedrig-Preis-
Sektor käme, 

• der Möglichkeiten politischer Steuerung und kommunalwirtschaftlicher Betätigung, 
da faktisch alle Einfluss- und Kontrollrechte in das Herkunftsland verlagert würden. Des 
weiteren sind die Auswirkungen der Einbeziehung der Daseinsvorsorge derzeit noch 
nicht absehbar und bergen das Risiko von Kollisionen mit den dort geltenden Prinzipien. 
Darüber hinaus ist noch völlig unklar, ob der Einheitliche Ansprechpartner über eigene 
Entscheidungskompetenzen verfügen oder lediglich Verteilerfunktionen erfüllen soll. 
Schließlich würde die Verpflichtung auf eine vollelektronische Verfahrensabwicklung bis 
Ende 2008 – in allen bis dahin 23 EU-Amtssprachen – erhebliche organisatorische, per-
sonelle und finanzielle Mittel binden würde. 

 
Hatte Kommissionspräsident Barroso die 
Dienstleistungsrichtlinie noch bis Ende Ja-
nuar 2005 als „im Herzen des Binnen-
markts“ stehend bezeichnet, signalisierte 
die Kommission in Folge der europaweiten 
heftigen Proteste jedoch schon Anfang 
Februar Kompromissbereitschaft, ohne je-
doch von ihrem Entwurf grundsätzlich ab-
rücken zu wollen. Kurz vor dem Rathaus-
gespräch verwies der Europäische Rat der 
Staats- und Regierungschefs den Entwurf 
der Dienstleistungsrichtlinie unter Berufung 
auf das Europäische Sozialmodell zur  
Überarbeitung an die Kommission zurück: 

„Yes to the liberalisation of services, no to social dumping.” Entsprechend schlug Frau Geb-
hardt in ihrem Bericht aus der Woche nach ihrem Besuch in Heidelberg (s. S. 17f.) sowie 
vom 24.05.2005 z.T. tiefgreifende Änderungen vor, insbesondere sollten: 
• die öffentliche Daseinsvorsorge, Bildung, Kultur, Gesundheit und Soziales explizit vom 

Anwendungsbereich der Richtlinie ausgenommen werden 
• ihr Kernstück – das Herkunftslandprinzip – soll ersetzt werden durch das Prinzip der ge-

genseitigen Anerkennung, wonach das Recht des Herkunftslandes nur noch für den 
Marktzugang gilt, wohingegen für die Dienstleistungstätigkeit das Recht und die Zustän-
digkeit der Behörden des Ziellandes gelten, 

• die vom Anwendungsbereich ausgenommenen Felder Gesundheit und Soziales sollen 
einer „ergänzenden Harmonisierung“ zur Erreichung gemeinsamer Mindeststandards un-
terzogen werden und 

• schließlich sollen wesentliche administrative Vereinfachungen (Verdopplung der Umset-
zungsfrist zur elektronischen Verfahrensabwicklung auf vier Jahre, Stärkung der nationa-
len Amtssprache etc.) herbeigeführt werden. 

Beim Zusammenwachsen der nationalen Volks-
wirtschaften bedient sich die EU bisher dreier al-
ternativer Integrationsmethoden: 
� Das Prinzip der Marktöffnung (Liberalisierung)

streicht nationale Vorschriften mit diskriminie-
render Wirkung gegenüber ausländischen Wirt-
schaftsteilnehmern ersatzlos. 
� Das Prinzip der Vereinheitlichung (Harmonisie-

rung) ersetzt nationale Vorschriften durch
gleichgerichtete gemeinsame EU-Normen. 
� Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung

(Reziprozität) verpflichtet jeden Mitgliedstaat zur
Gleichbehandlung von nach den Vorschriften ei-
nes anderen gefertigten Waren bzw. dort erwor-
benen Bildungsabschlüssen mit inländischen.
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Diese Punkte finden sich zugleich in der Stellungnahme der Bundesvereinigung kommunaler 
Spitzenverbände vom 23.03./30.05.2005 wieder, die darüber hinaus fordern, dass die Ein-
heitlichen Ansprechpartner durch den Bundes-/Landesgesetzgeber bei den Kommunen an-
gesiedelt werden und dass diese für deren Einrichtung eine finanzielle Unterstützung erhal-
ten. 
Die 2. Lesung des Richtlinien-Entwurfs wird nicht vor Oktober 2005 erwartet, zumal noch 
keine Änderungsvorschläge der Kommission vorliegen. 
 
 
5.2 Kommunale  

Daseinsvorsorge 
 
Im Spannungsverhältnis  der Daseinsvorsor-
ge – einerseits dem Gemeinwohl verpflichtet, 
andererseits auf dem freien Markt agierend – 
liegt der Kern eines ungelösten Kompetenz- 
und politischen Zielkonflikts zwischen der EU 
und den Mitgliedsstaaten : auf der einen Seite 
kommt den Kommunen in Wahrnehmung des 
ihnen zustehenden Selbstverwaltungsrechts 
die Zuständigkeit und Aufgabe zu, darüber zu 
entscheiden welche Leistungen im Bereich 
der Daseinsvorsorge erbracht werden sollen. 
Auf der anderen Seite handelt es sich um 
wirtschaftliche Dienstleistungen, welche auf 
dem Markt angeboten werden, so dass auch 
die Zuständigkeit der europäischen Kommis-
sion für die Wettbewerbskontrolle zu beach-
ten ist. Offen zu Tage getreten ist diese un-
klare und widersprüchliche Kompetenzvertei-
lung, als die Kommission vor knapp zehn Jah-
ren – auch unter dem Eindruck der anhaltenden Wachstumsschwäche der EU-
Volkswirtschaft – einen stärker marktliberalen Kurs gegenüber den Trägern der Daseinsvor-
sorge eingeschlagen hat.  Dies führte verständlicherweise zu Befürchtung qualitativer, sozia-
ler und ökologischer Einbußen bei den Dienstleistungen im Rahmen der Daseinsvorsorge 
sowie dem Widerspruch gegen Eingriffe in das kommunalen Selbstverwaltungsrecht. 
 
Hierbei handelt es sich um eine Auseinandersetzung darüber, wann die Ausnahmetatbe-
stände des Art. 86 Abs. 2 EGV vorliegen, wonach Leistungen der Daseinsvorsorge von den 
Wettbewerbsregeln ausgenommen sind, wenn (1.) dies zu ihrem Funktionieren erforderlich 
ist und (2.) der freie Handelsverkehr im Binnenmarkt nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt 
wird. Liegen diese Voraussetzungen vor, können den Unternehmen der öffentlichen Hand 
bzw. den durch Hoheitsakt mit der Wahrnehmung von Leistungen der Daseinsvorsorge 
betrauten Unternehmen  in Abweichung von Art. 86 Abs. 1 EGV entweder Beihilfen gewährt 
oder „besondere oder ausschließliche Rechte“ (= Gebietsmonopole, Betriebs-, Nutzungs- 
und Verwertungsrechte öffentlicher Einrichtungen und Netze) eingeräumt werden. Durch 
diesen Schutz der Daseinsvorsorge vor dem freien Wettbewerb soll gemäß des Förderauf-
trags des Art. 16 EGV die Erreichung ihres Gemeinwohlziels in seiner Bedeutung für den so-
zialen und territorialen Zusammenhalt der Union gewährleistet werden. 
 
Hatte die EU die Privilegierung der Daseinsvorsorge in der Vergangenheit unangetastet ge-
lassen, ist die Kommission nunmehr bemüht, festzustellen, wann die beiden vorgenannten 
Ausnahmetatbestände konkret vorliegen und hat mit dem Ziel einer künftigen Gesetzgebung 
auf diesem Gebiet einen sog. Weißbuchprozess gestartet (1996 Vorlage der ersten und 
2001 der zweiten „Mitteilung über Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa“ sowie 2003 

Die 1938 von E. Forsthoff in das deutsche
Verwaltungsrecht eingeführte „Daseinsvor-
sorge“ bezeichnet die von der öffentlichen
Hand bereitgestellten Dienstleistungen, die im
Sinne einer Grundversorgung jedem einzel-
nen unabhängig von seinem Einkommen und
Vermögen zur Verfügung stehen sollten: die
Ver- und Entsorgung, Verkehr, Kommunikati-
on. Ihre Träger sind in Deutschland traditionell
v.a. die Kommunen.  
Dem entsprechen auf europäischer Ebene die
„Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichen Interesse“ als „marktbezogene
Leistungen, die im Interesse der Allgemeinheit
erbracht und daher von den Mitgliedstaaten
mit besonderen Gemeinwohlverpflichtungen
verbunden werden“ (unverbindliche Arbeitsde-
finition der EU-Kommission unter
http://www.europa.eu.int/scadplus/leg/de/cig/g
4000d.htm#d4) – keinesfalls zu verwechseln
mit den „Dienstleistungen von allgemeinem In-
teresse“, die als Oberbegriff auch solche nicht
wirtschaftlicher Art wie öffentliche Sicherheit,
Kultur, Erziehung und Bildung umfassen. 
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des „Grün-“ und 2004 des „Weißbuchs zu Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse“). Dessen außergewöhnliche Dauer ist 
jedoch das Ergebnis v.a. des anhaltend heftigen Widerstands 
seitens der Mitgliedstaaten und der kommunalen Spitzenver-
bände, denen es gelungen ist, der Liberalisierungstendenz der 
Kommission entgegen zu wirken. In diesem Zusammenhang 
sind insbesondere die Festschreibung des o.g. Förderauftrags 
in Art. 16 EGV im Vertrag von Amsterdam – sowie die Veran-
kerung eines – allerdings individuell nicht einklagbaren – 
Grundrechts auf Zugang zur Daseinsvorsorge in  
Art. II-96 EUVV und das neu eingeführte Gebot zur Achtung 
der regionalen und kommunalen Selbstverwaltung  
(Art. I-5 EUVV) zu nennen. 
 
Konkret ausgetragen wird der Konflikt um die kommunale Da-

seinsvorsorge vor allem auf dem Gebiet der Zulässigkeit öffentlicher Beihilfen und der An-
wendbarkeit des Vergaberechts: 
 
 
Zulässigkeit öffentlicher Beihilfen 
Art. 87 EGV verbietet mit Ausnahme von sozialen Transferzahlungen im Einzelfall, Naturka-
tastrophen und Ausgleichszahlungen zur Überwindung der Folgen der deutschen Teilung je-
de Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige aus Mitteln der öffentli-
chen Hand (= Beihilfe). Keine Beihilfen in diesem Sinne sind gemäß des Grundsatzurteils 
des EuGH im sog. Altmark-Trans-Verfahren vom 24.07.2003 jedoch (kommunale) Aus-
gleichszahlungen an Unternehmen der Daseinsvorsorge, wenn: 
1. sie tatsächlich zu einer vorab klar definierten Gemeinwohlverpflichtung verwendet wer-

den, 
2. das Verfahren zur Berechnung ihrer Höhe vorab objektiv und  transparent bestimmt wird, 
3. diese die aus der Gemeinwohlverpflichtung resultierenden Nettomehrkosten nicht über-

steigt und 
4. diese entweder auf der Kostenanalyse eines durchschnittlichen, gut geführten Unter-

nehmens beruht (sog. „marktorientierte Vergabe“) oder aber das beauftragte Unterneh-
men in einem förmlichen Vergabeverfahren ausgewählt wird. 

Zahlungen, die diese Kriterien erfüllen, sind demnach uneingeschränkt zulässig. Dies heißt  
im Umkehrschluss, dass alle sonstigen Beihilfen im Prinzip verboten bleiben. Allerdings sind 
sie – nach vorheriger Anzeige (Notifizierung) bei der Kommission – genehmigungsfähig, 
wenn die o.g. beiden Ausnahmetatbestände des Art. 86 Abs. 2 EGV erfüllt sind. Von der No-
tifizierungs- und Genehmigungspflicht sieht das im August 2005 endgültig vorgelegte „Monti-
Paket“ zu Gunsten der Träger der Daseinsvorsorge jedoch erhebliche Ausnahmen vor:  
Beihilfen, die  
• die näher spezifizierten ersten  d r e i  Altmark-Trans-Kriterien erfüllen und  
• einen Schwellenwert von 30 Mio. € bei einem Jahresumsatz von 100 Mio. €: 

o entweder unterschreiten oder im Gesundheits- oder sozialen Wohnungswesen ge-
währt werden, werden durch die Freistellungsentscheidung von der Notifizierungs- 
und Genehmigungspflicht befreit. 

o überschreiten, müssen notifiziert werden, gelten jedoch gemäß des Gemeinschafts-
rahmens über Beihilfen im Bereich der Daseinsvorsorge als mit dem Wettbewerbs-
recht vereinbar (genehmigungsfähig).  

• Ausgleichszahlungen i.S.d. Altmark-Trans-Urteils ebenso wie Beihilfen begründen nach 
der Änderung der Transparenzrichtlinie beim empfangenden Unternehmen die Pflicht zur 
Führung getrennter Bücher für erwerbs- und gemeinwirtschaftliche Geschäftsfelder. 

Zusammenfassend folgt hieraus, dass nach dem Willen der Kommission nur noch erhebliche 
finanzielle Begünstigungen, die deutlich von den Altmark-Trans-Vorgaben abweichen, einer 
ausdrücklichen Genehmigung bedürfen. 
 

Weißbuch 2. umfassendes
Konsultationsdokument der
Kommission im Vorfeld des
förmlichen Rechtssetzungs-
verfahrens, in dem sie die
Grundzüge ihrer Positionen
zur Diskussion stellt. 

Grünbuch 1. umfassendes
Konsultationsdokument der
Kommission im Vorfeld des
förmlichen Rechtssetzungs-
verfahrens zur Ermittlung
der Regelungsbedürfnisse
der Betroffenen. 
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Der Deutsche Städtetag begrüßt diese Regelungen als wesentlichen Beitrag zur Rechtssi-
cherheit der kommunalen Daseinsvorsorge: Bei Beachtung der in der Freistellungsentschei-
dung sowie der Rahmenrichtlinie detailliert ausgearbeiteten Kriterien ist ein Eingreifen der 
Kommission in Belange der lokalen Dienstleistungen nicht mehr zu befürchten. 
 
 
Anwendbarkeit des Vergaberechts 
Kann die Beihilfe-Problematik somit als im Grundsatz gelöst angesehen werden, so ist die 
Anwendbarkeit des Vergaberechts auf die kommunale Organisationsentscheidung zwischen 
der Selbst- oder Fremderbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge unvermindert Ge-
genstand  gerichtlicher Auseinandersetzungen. 
Maßgebend für die Daseinsvorsorge ist die im März 2004 neu gefasste und bis zum 
31.01.2006 vom Bundesgesetzgeber umzusetzende Sektorenrichtlinie, die die Versorgung 
mit Gas, Wärme, Elektrizität, Trinkwasser und öffentlichen Verkehrsleistungen, die Entsor-
gung von Abwasser sowie die Errichtung und den Betrieb der jeweiligen Netze regelt. Das 
allgemeine Vergaberecht findet in diesen Bereichen keine Anwendung (Art. 12 UAbs. 1  
RL 2004/18/EG). 
Generell ist danach ab einem Schwellenwert von 499.000 € für Liefer- und Dienstleistungs- 
bzw. von 6.242.000 € für Bauaufträge eine Vergabe wahlweise im offenen (unbeschränkte 
Anzahl von Bietern) oder nicht offenen (be-
schränkte Bieterzahl) Verfahren bzw. auf dem 
Verhandlungswege (Verhandlungen über Ver-
tragsbedingungen mit einem oder mehreren 
Wettbewerbsteilnehmern statt Einho-
lung/Abgabe fertiger Angebote) zulässig, je-
doch stets nur nach einem Aufruf zum Wettbe-
werb durch vorherige Bekanntmachung. Nicht 
diesem förmlichen Vergabeverfahren unterlie-
gen aufgrund von Ausnahmeregelungen hinge-
gen insbesondere: 
• Aufträge an verbundene Unternehmen  

(= Unternehmen, deren Jahresabschluss 
mit dem der Kommune oder kommunal be-
herrschten Unternehmen konsolidiert wird), 
wenn diese durchschnittlich mindestens  
80 % ihres Jahresumsatzes aus Verträgen 
mit dem Auftraggeber oder von ihm be-
herrschten Unternehmen erzielen,  

• Dienstleistungsaufträge an juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts aufgrund ei-
nes diesen durch Rechts- oder Verwal-
tungsvorschrift gewährten ausschließlichen 
Rechts und  

• Bau- und Dienstleistungskonzessionen  
(= Verträge, bei denen die kommunale Ge-
genleistung nicht ausschließlich im Preis 
sondern zumindest überwiegend in der Ein-
räumung eines Rechts zur wirtschaftlichen 
Verwertung des errichteten Bauwerks bzw. 
der erbrachten Dienstleistung durch den 
Vertragspartner besteht)1. 

                                                 
1 Die Ausnahme von Dienstleistungskonzessionen gilt nicht im Bus- und lokalen Schienenverkehr, der 
durch die geplante ÖPNV-Verordnung ab einem jährlichen Auftragsvolumen von 1 Mio. € oder einer 
jährlichen Fahrleistung von 300.000 km unabhängig vom Vertragstyp ausschreibungspflichtig ist. 

 Der Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaft (EuGH) in Lu-
xemburg gliedert sich in ein Gericht erster
Instanz (EuG) als Eingangsgericht für alle
Streitigkeiten verwaltungsrechtlicher Art und
den übergeordneten eigentlichen EuGH als
Berufungs- und Verfassungsgericht der Eu-
ropäischen Union. Beide bestehen z.Z. aus
jeweils 25 Richtern, die Oberinstanz auch
aus acht Generalanwälten, die dem Gericht
in bestimmten Verfahren eine gutachterliche
Entscheidungsempfehlung („Schlussantrag“)
vorlegen. Beide tagen normalerweise als
Kammern und Ausschüsse; die Errichtung
niederer Fachgerichte für Dienstrechts- und
Patentklagen ist beschlossen bzw. geplant. 
 
Keines der o.g. EU-Gerichte hat etwas zu
tun mit dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EuGMR) in Straßburg, ei-
nem Organ des Europarats. Bei diesem
handelt es sich um eine von der EU völlig
getrennten internationale Organisation aus
46 europäischen Staaten, die sich mit dem
Schutz der Menschenrechte und dem Auf-
und Ausbau rechtsstaatlich-zivilgesellschaft-
licher Institutionen befasst. 
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Im Vordergrund der o.g. Auseinandersetzungen stehen daher die Fragen, wann sog. In-
House-Geschäfte und Beauftragungen von Zweckverbänden vergabefrei sind, und welches 
Recht dann an Stelle des förmlichen Vergaberechts zur Anwendung gelangen soll: 
• Die In-House-Problematik entschied der EuGH in den Rechtssachen „Teckal“ und „Stadt 

Halle“ dahingehend, dass jede auch noch so geringe Beteiligung Privater die öffentliche 
Beherrschung eines verbundenen Auftragnehmers ausschließt, so dass oberhalb der ge-
nannten Schwellenwerte eine nicht-förmliche Vergabe an Unternehmen in Privatrechts-
form nur noch bei Eigengesellschaften zulässig ist, die sich zu 100 % in öffentlichem Ei-
gentum befinden. Dies gilt selbst für: 
o die teilweise Veräußerung einer Eigengesellschaft, die zur rückwirkenden Unterwer-

fung eines zuvor formfrei erfolgten In-House-Geschäfts zwischen dieser und der 
Kommune unter das förmliche Vergaberecht führt (Schlussantrag in der Rs.  
C-29/04)2; 

o öffentlich-rechtliche Verträge zur Aufgabenübertragungen an juristische Personen 
des öffentlichen Rechts, die nur dann nicht der Sektorenrichtlinie unterliegen, wenn 
die abgebende Stelle über die aufnehmende eine Kontrolle wie über eine eigene 
Dienststelle ausübt (Rs. C-84/03; Rn. 38). 

• Außer durch diesen letzten Punkt wurde die interkommunale Zusammenarbeit zusätzlich 
erschwert durch das mittlerweile eingestellte Vorgehen der Kommission gegen einige 
belgische Kommunen und v.a. die niedersächsische Gemeinde Hinte, die ihre Abwas-
serentsorgung auf einen Zweckverband übertragen hatte, dem sie selbst angehört. Nach 
Auffassung der Kommission kann eine solche Aufgabenübertragung nur dann als Aus-
druck der kommunalen Kooperationshoheit gewertet werden, die als Teil der nationalen 
Verwaltungshoheit in die ausschließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt, wenn sie 
o durch Rechtsvorschrift – also durch die Verbandssatzung oder eine Verordnung des 

Innenministeriums nach § 10 Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (GKZ) – oder 
sonstigen hoheitlichen Beschluss und nicht wie im Fall „Hinte“ durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag 

o vollständig auf den Zweckverband übertragen wird, ohne dass sich die übertragende 
Kommune noch Informations-, Kontroll- oder gar direkte Eingriffsmöglichkeiten, die 
über die sich aus der bloßen Mitgliedschaft ergebenden Einflussmöglichkeiten hi-
nausgeht, vorbehält.  

Ansonsten erhalte der Zweckverband kein ausschließliches Recht sondern lediglich eine 
Dienstleistungskonzession. 

• Dass solche und andere Dienstleistungskonzessionen, In-House-Geschäfte und Aufträge 
unterhalb der Schwellenwerte nicht dem förmlichen Verfahren der Sektorenrichtlinie un-
terliegen, heißt jedoch nicht, dass hier automatisch freihändige Vergaben zulässig wären. 
Vielmehr muss nach dem „Telaustria-Urteil“ auch in diesen Fällen „der Auftraggeber zu-
gunsten potenzieller Bieter einen angemessenen Grad von Öffentlichkeit sicherstellen, 
der den Dienstleistungsmarkt dem Wettbewerb öffnet“. In seinem jüngsten „Coname-
Urteil“ vom 21.07.2005 entschied der EuGH, dass hiervon nur aufgrund objektiver, „be-
sonderer Umstände wie beispielsweise einer sehr geringfügigen wirtschaftlichen Bedeu-
tung“ (Rn. 20) zugunsten einer wettbewerbsfreien Direktvergabe abgewichen werden 
darf.  

Mit besonderen Schwierigkeiten behaftet sind öffentlich-private Partnerschaften (Public Pri-
vate Partnership – PPP), worunter die Kommission eine projektbezogene „Zusammenarbeit 
zwischen öffentlichen Stellen und Privatunternehmen zwecks Finanzierung, Bau, Renovie-
rung, Betrieb oder Unterhalt einer Infrastruktur oder die Bereitstellung einer Dienstleistung“ 
(PPP-Grünbuch) versteht, weil bei ihnen die In-House- und Konzessionsproblematiken in 
gebündelter Form auftreten. Unabhängig davon, ob die Zusammenarbeit ein neues Rechts-
subjekt hervorbringt oder lediglich im Rahmen eines Vertrages stattfindet, ist dabei stets auf 
eine deutliche Trennung der beiden Phasen der Partnerwahl und der der Aufgabenübertra-
gung zu achten. Ungelöst sind bislang die Fragen der vergaberechtlichen Behandlung von 

                                                 
2 In dieser Angelegenheit ist bislang noch keine Urteil ergangen. Allerdings folgt das Gericht erfah-
rungsgemäß in ca. 80 % der Fälle dem Schlussantrag der Generalanwaltschaft. 
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privatwirtschaftlichen Initiativen zur Gründung einer PPP sowie der in der Praxis sehr häufig 
auftretenden und PPP-typischen schwierigen Abgrenzung zwischen Aufträgen und Konzes-
sionen. Die Kommission möchte nach Vorlage einer entsprechenden Stellungnahme des Eu-
ropäischen Parlaments möglichst noch vor Ende des Jahres eine Mitteilung vorlegen, in der 
sie ihr weiteres Vorgehen auf dem Weg zu einem gemeinsamen Rechtsrahmen für PPPs 
darlegen wird. 
 
 
Insgesamt ist somit festzustellen, dass die Daseinsvorsorge ähnlich wie die private Er-
werbswirtschaft weit überwiegend europäischem statt nationalem Recht unterliegt und kom-
munalwirtschafsfreundliche wie -kritische Entscheidungen heute überwiegend auf europäi-
scher Ebene und weniger vom Bundes- oder Landesgesetzgeber gefällt werden. 
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6.  Öffentlichkeitsarbeit 
 
 
6.1  Dokumentation zum Europäischen Jahr der Menschen  

mit Behinderungen 2003 
 
Ausgehend von der Überzeugung, dass mit dem – formalen – Abschluss des Europäischen 
Jahres der Menschen mit Behinderungen (EJMB) 2003 (s. S. 21f. ) die Bemühungen um ei-
ne wirkliche Gleichstellung behinderter Menschen im Alltag nicht zu Ende sein dürfen, ent-
schied das Regionale Aktionsbündnis, die wichtigsten Aktionen und wesentlichen Ergebnisse 
in einer Dokumentation festzuhalten, die inzwischen als Handreichung und Ausgangspunkt 
für die im Anschluss an das EJMB zu unternehmenden Schritte hat dienen können. 
In einer Bilanz des EJMB waren sich alle beteiligten Akteure darüber einig, dass durch die 
Vielzahl der Maßnahmen ein erhebliches Maß an Sensibilisierung für die Rechte und Be-
dürfnisse behinderter Menschen in Heidelberg erreicht werden konnte. Dies gilt sowohl für 
Entscheidungsträger in Politik und Verwaltung als auch für sonstige Einrichtungen und einen 
Teil der Öffentlichkeit. Auch die im Regionalen Aktionsbündnis zusammengeschlossenen 

Personen und Institutionen selbst erlebten 
diese für alle neue Form der Kooperation 
als Teil des von den Adressaten des 
EJMB geforderten Perspektivwechsels 
weg von der wohlmeinenden Fürsorge hin 
zur gleichberechtigten Arbeit von Men-
schen mit und ohne Behinderung für eine 
diskriminierungsfreie Gesellschaft. 
 
Als künftige Projekte wurden die Erstellung 
einer „Bestandsaufnahme zur Situation 
von Menschen mit Behinderungen in Hei-
delberg“ durch das Amt für Soziale Ange-
legenheiten und Altenarbeit, die barriere-
freie Gestaltung der städtischen Homepa-
ge (s. S. 36f.), die Überarbeitung des Hei-
delberger Internet-Stadtführers für Men-
schen mit Behinderungen durch das Amt 
für Öffentlichkeitsarbeit zusammen mit 
„Web for all“ und dem Paritätischen Wohl-
fahrtsverband sowie die Qualifizierung von 
Mentoren für bürgerschaftliches Engage-
ment für Menschen mit Behinderungen 
durch das Heidelberger Selbsthilfe- und 
ProjekteBüro vereinbart. Hierfür ebenso 
wie für die Wiederholung von im Rahmen 
des EJMB mit Erfolg erprobten Aktionen 
und nicht zuletzt, um die Weiterverfolgung 

der Ziele des EJMB, nämlich die vollständige Gleichstellung in allen Lebensbereichen durch 
die konstruktive Teilhabe der Betroffenen, sicherzustellen, besteht das Regionale Aktions-
bündnis auch über das Jahr 2003 hinaus. 
 
Die 31 Seiten mit Text- und Bild-Beiträgen umfassende Dokumentation wurde sowohl ge-
druckt in einer Auflage von 250 Exemplaren sowie auf der Heidelberger Internetseite zum 
EJMB veröffentlicht. Beiträge lieferten neben dem Europa-Büro der Stadt Heidelberg das 
Heidelberger Selbsthilfe- und ProjekteBüro des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsver-
bands; Herausgeber war das Aktionsbündnis. 

Titelblatt         (Bild: Europa-Büro)
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6.2 Artikel im Stadtblatt 
 
Europäische Verfassung 
Nach den ablehnenden Referenden in Frankreich und den Niederlanden sowie der nachfol-
genden Aussetzung des Ratifikationsprozesses durch den Europäischen Rat verlor das eu-
ropäische Verfassungsprojekt zwar mittlerweile seine tagesaktuelle Dringlichkeit. Inhaltlich 
birgt ihr Text jedoch gerade für die Kommunen einige inte-
ressanten Chancen, so dass sich das Europa-Büro ent-
schloss, in der Stadtblatt-Ausgabe vom 09.03.2005 einen 
entsprechenden Beitrag zu publizieren. Denn von der Öffent-
lichkeit weitgehend unbeachtet soll sie nicht nur erstmals ei-
nen Grundrechtskatalog enthalten, die Institutionen reformie-
ren und die Kompetenzen der EU gegenüber den Mitglied-
staaten schärfer eingrenzen, sondern darüber hinaus ganz 
entscheidend die Position der über 100.000 regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften im politischen Entscheidungs-
prozess der erweiterten Union stärken. 
• Zum ersten Mal überhaupt wird in einer Vertragsbestimmung der europäischen Integrati-

on das kommunale Selbstverwaltungsrecht erwähnt (Art. I-5 Abs. 1 S. 1 EUVV): 
 

„Die Union achtet [...] die nationale Identität ihrer Mitgliedstaaten, die in de-
ren grundlegender politischer und verfassungsrechtlicher Struktur ein-

schließlich der regionalen und kommunalen Selbstverwaltung  
zum Ausdruck kommt.“ 

 
Zu verdanken ist diese Regelung einer konzertierten Aktion der kommunalen Spitzen-
verbände auf europäischer Ebene zusammen mit dem Europäischen Parlament und 
dem Ausschuss der Regionen gegen den Widerstand mehrerer nationaler Regierungen, 
der Kommission sowie v.a. des Präsidiums des Konvents, das den Entwurf der Verfas-
sung von März 2002 bis Juni 2003 erarbeitet hat. 

• Der Schutzbereich des für alle Sachgebiete außerhalb 
der ausschließlichen Unionszuständigkeit (Zoll, Außen-
handel, Wettbewerb, Währung, Fischerei) geltenden 
Subsidiaritätsgrundsatzes wird auf die Kommunen aus-
gedehnt und gestärkt durch 
o die obligatorische Anhörung von Bundestag und 

Bundesrat „unter Berücksichtigung der lokalen Be-
deutung“ eines EU-Vorschlags (Vetorecht bereits 
durch ein Drittel der nationalen Parlamentskammern) 
und 

o das neue Klagerecht des Ausschuss der Regionen 
vor dem Europäischen Gerichtshof. 

• Auch bei der Daseinsvorsorge lässt sich eine Tendenz zur Ausweitung der kommunalen 
Teilhabe an europäischen Entscheidungsprozessen ausmachen: Zwar bestimmt die 
Kommission weiter alleine, wann und inwieweit die Kommunalwirtschaft vom allgemeinen 
Wettbewerbsrecht ausgenommen bleibt (Art. 86 Abs. 3 EGV/Art. III-166 Abs. 3 EUVV). 
Dafür wird jedoch der verfassungsmäßige Auftrag zu ihrer Förderung durch die Einfü-
gung eines der Subsidiaritätsprüfung unterliegenden Gesetzgebungsauftrag sowie eines  
– allerdings nicht einklagbaren – Grundrechts auf Zugang zu Leistungen der Daseinsvor-
sorge gestärkt. 

 
Aktuell haben 14 Staaten der Verfassung zugestimmt und zwei sie abgelehnt; sieben Länder 
haben die Ratifikation verschoben, Estland hat sie für Herbst 2005 angekündigt und das 
Vereinigte Königreich hat das Ratifikationsverfahren abgebrochen. 

Kommunale Selbstverwal-
tung ist das Recht: 
� der Gemeinden, alle Ange-

legenheiten der örtlichen
Gemeinschaft, bzw.  
� der Kreise, die ihnen über-

tragenen Aufgaben, 
im Rahmen der Gesetze wei-
sungsfrei zu erledigen. 

Der Ausschuss der Regio-
nen (AdR) vertritt als beraten-
des Organ die Interessen der 
Regionen und Kommunen im 
europäischen Rechtsset-
zungsverfahren. I.Ggs.z. ande-
ren EU-Staaten sind letztere in 
der deutschen Delegation mit 
nur drei von 24 Vertretern aber 
deutlich unterrepräsentiert  
(§ 14 Gesetz über die Zusammen-

arbeit von Bund und Ländern in 
EU-Angelegenheiten).
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Interview mit Mitgliedern des 
Europäischen Parlaments 
Um unter den Heidelbergerinnen 
und Heidelbergern das Bewusst-
sein zu schärfen, dass sich die Po-
litik der Europäischen Union auch 
ganz konkret vor Ort auswirkt und 
Einfluss auf ihr persönliches Leben 
nimmt, veröffentlichte das Europa-
Büro im Stadtblatt vom 20.07.2005 
ein Interview mit den Mitgliedern 
des Europäischen Parlaments, in 
deren Wahlkreis oder Betreuungs-
gebiet die Stadt Heidelberg liegt: 

 
• Herr Dr. Thomas Ulmer   

Europäische Volkspartei 
(Christdemokraten) und Europäische Demokraten (EVP-ED) 

• Frau Evelyne Gebhardt  
Sozialdemokratische Partei Europas (SPE) 

• Frau Dr. Sylvana Koch-Mehrin  
Allianz der Liberalen und Demokraten in Europa (ALDE) 

• Frau Heide Rühle  
Die Grünen/Europäische Freie Allianz (GRÜNE/EFA) 
 

Der als Parteiloser über die baden-württembergische Landesliste der PDS in die Konföderale 
Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke (KVEL/NGL) gewählte 
Tobias Pflüger reagierte nicht auf unsere Anfragen. 
 

Während Herr Dr. Ulmer den freien Personenverkehr 
sowie die Forschungsförderung für den größten Nut-
zen der EU für Heidelberg als Tourismus- und Wis-
senschaftsstadt hält, nennen die übrigen Abgeordne-
ten an erster Stelle ihren historischen Erfolg als Frie-
densprojekt und Wertegemeinschaft und heben da-
nach auf die Vorteile der wirtschaftlichen Integration  
– gerade für den High-Tech-Standort Heidelberg 
(Frau Dr. Koch-Mehrin) –  bzw. des europaweiten 
Umwelt- und Verbraucherschutzes im Alltag eines je-
den Einzelnen ab (Frau Rühle). 
 
Als das derzeit für Heidelberg wichtigste europapoliti-
sche Thema erscheint Frau Gebhardt und Frau Rühle 
die geplante Dienstleistungsrichtlinie, die aufgrund der 
Einbeziehung der kommunalen Daseinsvorsorge so-
wohl für Heidelberg als Stadt als auch für seine Ein-
wohnerrinnen und Einwohner wegen der befürchteten 
Absenkung der allgemeinen Qualitäts- und Schutz-
standards von großer Bedeutung sei (s. ).  
Herr Dr. Ulmer betont dagegen die potentiellen Aus-
wirkungen der künftigen Chemikalienverordnung auf 
Nordbaden als Chemie-Standort und Frau Dr. Koch-
Mehrin nimmt die Verfassungs- und Finanzkrise zum 
Anlass ein Referendum zu fordern, um so eine Dis-
kussion über die Zukunft der EU anzustoßen. 
 

Das Europäische Parlament ist ne-
ben dem [Minister-] Rat die zweite ge-
setzgebende Kammer der EU. Seit 
seiner ersten Direktwahl 1979 hat es 
sich sukzessive ein gleichberechtigtes 
Mitentscheidungsrecht auf nahezu al-
len Aufgabenfeldern der Union er-
kämpft. Zusammen mit dem Rat be-
stellt und kontrolliert es die Kommissi-
on, d.h. die europäische Exekutive. 
Die deutschen Abgeordneten gehören 
z.Z. fünf Fraktionen an: 
 EU-25 (%) dav. BRD 

(%) 
EVP-ED 266 (36,4) 49 (49,5) 
SPE 201 (27,5) 23 (23,2) 
ALDE 89 (12,2) 7   (7,1) 
GRÜNE/EFA 42   (5,8) 13 (13,1) 
KVEL/NGL 41   (5,6) 7   (7,1) 
IND/DEM 35   (4,8) - 
UEN 27   (3,7) - 
fraktionslos 29   (3,9) - 
 730  (100) 99  (100) 

IND/DEM Unabhängige und Demokraten
UEN Union für ein Europa der Nationen

Sitz des Parlaments ist Straßburg, wo 
auch die Plenardebatten stattfinden. 
Ausschusssitzungen werden in Brüs-
sel abgehalten. 

Louis-Weiss-Gebäude des Europa-Parlaments in Straßburg    (Bild: EU) 
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Nach der Rolle der Kommunen im europäischen Integrationsprozess befragt, sieht  
Herr Dr. Ulmer solange keinen Grund zur Sorge, wie sich diese an die „Spielregeln“ z.B. des 
Vergaberechts hielten (s. S. 29ff.). Ähnlich bescheinigt Frau Dr. Koch-Mehrin gerade kom-
munalen Unternehmen einen Know-how-Vorsprung, aufgrund dessen sie in einem freien 
Wettbewerb bestehen könnten, und hält die Stellung der Städte und Gemeinden im Übrigen 
durch das Kommunalachtungsgebot und den Subsidiaritätsgrundsatz (s. S. 33) für hinrei-
chend gesichert. Im Gegensatz hierzu sehen Frau Gebhardt und Frau Rühle durchaus Hand-
lungsbedarf, um trotz der im Verfassungsentwurf erzielten Erfolge kommunalen Interessen 
stärker Gehör zu verschaffen. Frau Rühle möchte hierfür die Kommunen selbst in die Pflicht 
nehmen, wohingegen Frau Gebhardt ihren persönlichen Einsatz für Städte wie Heidelberg 
unterstreicht. 

   

Europäische Volks-
partei – Europäische 

Demokraten  
(EVP-ED) 

Sozialdemokratische 
Partei Europas (SPE)

Allianz der Liberalen 
und Demokraten in 

Europa (ALDE) 

Die Grünen/Europäi-
sche Freie Allianz 

(GRÜNE/EFA) 

 
Mit Blick auf einen möglichen Beitritt der Türkei zur EU stellen Frau Gebhardt,  
Frau Dr. Koch-Mehrin und Frau Rühle übereinstimmend den ergebnisoffenen Charakter der 
von ihnen befürworteten Aufnahme von Beitrittsverhandlungen heraus und machen deren 
Erfolg von den türkischen Reformfortschritten hin zu mehr Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit abhängig. Frau Rühle begründet ihre Unterstützung mit dem Nutzen für die türkische 
Demokratie, die Sicherheit der Union und die bessere Integration türkischstämmiger  
EU-Bürger. Für Herrn Dr. Ulmer weckt der Verhandlungsbeginn dagegen nur falsche Hoff-
nungen, da das entsprechende Angebot der EU an so viele Bedingungen und Einschrän-
kungen gebunden sei, dass ein „echter“ Beitritt wohl auch nicht vorgesehen sei.  
 
Frau Gebhardt und Frau Rühle entwickelten durch ihre parlamentarische Arbeit für die Regi-
on eine enge persönliche Beziehung zu Heidelberg. Die persönliche Verbundenheit mit Hei-
delberg Frau Dr. Koch-Mehrins und Herrn Dr. Ulmers entspringt noch ihrer hier verbrachten 
Studienzeit.  
 
 
Artikel zu den Vorteilen der Euro-
päischen Union 
Am 29. Mai und 1. Juni 2005 lehnten 
die Bevölkerungen Frankreichs und 
der Niederlande die Europäische 
Verfassung mit 54,7 % bzw. 61,6 % 
der Stimmen deutlich ab. Die Regie-
rung des Vereinigten Königreichs 
reagierte daraufhin mit dem Abbruch 
des nationalen Ratifikationsprozes-
ses. Auch in der Bundesrepublik wä-
re ein Referendum – wäre es nicht 
durch das Grundgesetz ausge-
schlossen – nach allgemeiner Ein-
schätzung negativ ausgefallen. 

Die Finanzielle Vorausschau ist die mittelfristige Finanz-
planung der EU. Von der deutscher Kommunen unter-
scheidet sie sich dadurch, dass sie: 
� rechtsverbindlich ist, statt bloß empfehlenden Charakter

zu haben, 
� sieben an Stelle von nur drei künftigen Haushaltsjahre

umfasst, 
� statisch angelegt ist, statt jährlich fortgeschrieben zu

werden. 
Sie schreibt Obergrenzen fest für: 
1. die Gesamtsumme der Verpflichtungsermächtigungen

von z.Z. 1,27 % des BIP, 
2. die jährliche Gesamtsumme der Zahlungsermächtigun-

gen (2005: 1,15 % des BIP), 
3. jährlichen Auszahlungsbeträge in den sechs Planungsli-

nien Agrar-, Struktur-, interne-, externe Politik, Verwal-
tung und Reserven. 

Der jeweilige Jahreshaushaltsplan muss um einen be-
stimmten „Sicherheitsabstand“ unterhalb dieser Obergren-
zen bleiben. Kredite aufzunehmen ist der EU untersagt.
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Am 17. Juni 2005 scheiterte die Verabschiedung der finanziellen Vorausschau für die Jahre 
2007 bis 2013 im Europäischen Rat am Gegensatz zwischen dem auf der Beibehaltung des 
„Britenrabatts“ beharrenden Premierminister Tony Blair auf der einen sowie Deutschland als 
größtem Nettozahler und dem Hauptnutznießer der EU-Agrarsubventionen Frankreich auf 
der anderen Seite, obwohl gerade die finanziellen bedürftigsten Neumitglieder Ostmitteleu-
ropas noch in letzter Minute versucht hatten, durch einen eigenen Verzicht einen Kompro-
miss unter den Altmitgliedern zu erleichtern.  
 
Angesichts dieser doppelten Krise der Europäischen Union hat das Europa-Büro beschlos-
sen, im Stadtblatt vom 3. August 2005 einen Beitrag zu veröffentlichen, in dem einige der 
wohl schon für selbstverständlich gehaltene Vorteile der Mitgliedschaft in der EU in Erinne-
rung gerufen werden, die das Leben eines jeden Einzelnen erleichtern und angenehmer oder 
sicherer machen. Das sind z.B. der nicht nur von Visa, Grenzkontrollen und Zollbestimmun-
gen befreite sondern auch sonst keinen Beschränkungen mehr unterliegende Reise- und 
Handelsverkehr innerhalb der Union oder die umfassende Lebensmittelsicherheit, aber auch 
die sowohl historisch als auch im Vergleich zu allen anderen Kontinenten einmalige Situati-
on, in einem seit bald zwei Generationen stabilen Raum des Friedens, des Wohlstands und 
des Rechts zu leben. 

 
Bei aller berechtigten Kritik an Einzelaspekten 
der EU-Politik sollte sich das Vorurteil des 
bürger- und lebensfernen „Brüssel“ nicht zu 
einer Ablehnung des europäischen Gedan-
kens an sich verfestigen. Andernfalls würden 
die schon heute konträren Einstellungen ge-
genüber der Union wie schon beim Streit um 
die Finanzielle Vorausschau dauerhaft jede 
sachliche Diskussion vereiteln und die EU 
schließlich zerreisen. 
 
Zu diesem Zweck wird das Europa-Büro der 

Stadt Heidelberg auch in Zukunft zu entspre-
chenden Anlässen ähnliche Artikel veröffentli-
chen. 

 
6.3 Internet-Auftritt 
 
Seit dem 30. September 2005 sind die städ-
tischen Internet-Seiten unter 
www.heidelberg.de durchgängig barrierefrei, 
d.h. für Menschen vor allem mit Sehbehin-
derungen allgemein zugänglich. Diese Um-
stellung ist mit aus der Heidelberger Teil-
nahme am Europäischen Jahr der Men-
schen mit Behinderungen 2003 (s. S. 21f.) 
erwachsen und geht über die Vorgaben des 
Landesbehindertengleichstellungsgesetzes 
hinaus. Dieses und das parallele Bundesge-
setz resultieren ihrerseits wiederum aus ei-
nem entsprechenden Aktionsplan der Euro-
päischen Union im Rahmen ihrer eEurope-
Initiative. 
 
Das Europa-Büro nahm dies zum Anlass, seine Seiten grundlegend neu zu konzeptionieren 
und inhaltlich auszubauen: Von einer Startseite, auf der die allgemeinen Aufgaben des Eu-
ropa-Büros kurz beschrieben sind, erhält der Nutzer über Links grundlegende Informationen 

Der eEurope2005-Aktionsplan hat die Schaf-
fung moderner öffentlicher Dienste und eines
dynamischen Umfelds für den elektronischen
Geschäftsverkehr bis Ende 2005 zum Ziel. 
Als Nachfolgeprojekt sieht die i2010-Initiative die
Verwirklichung einer europäischen Informati-
onsgesellschaft bis zum Jahr 2010 vor, in der
Bürger, Unternehmen und öffentliche Stellen op-
timalen Nutzen aus untereinander kompatiblen
Netzen, Diensten und Geräten der Informations-
und Kommunikationstechnologie ziehen. Von
den darauf ausgerichteten Gesetzgebungs- und
Forschungsvorhaben sowie der Förderung der
kulturellen Vielfalt werden Wachstums- und Be-
schäftigungseffekte sowie neue Ansätze zur Be-
antwortung zentraler sozialer Fragen erwartet. 

EU-Bio-Siegel, die erste rechtsverbindliche Kenn- 
zeichnung für ökologisch erzeugte Lebensmittel  

(Bild: Bundesregierung)
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über die Europäische Union sowie einzelne Tätigkeitsschwerpunkten des Europa-Büros, 
nämlich unter: 
• Europa auf einen Blick  

eine Kurzbeschreibung der Organe und zentralen Einrichtungen der EU, 
• Europa-Abgeordnete aus Baden-Württemberg  

eine entsprechende Link-Liste, 
• Erweiterung der EU  

Basis-Auskünfte zur letzten sowie den bevorstehenden Erweiterungsrunden, einschließ-
lich der Beitrittskriterien, 

• Förderprogramme 
im Wesentlichen einen Hinweis auf die nach Themen gegliederte EU-Homepage zu För-
dermöglichkeiten, 

• Europäische Jahre  
o einen Überblick über die Zielsetzung der Europäischen Jahre der Menschen mit Be-

hinderungen (EJMB) 2003 und der Erziehung durch Sport (EJES) 2004 (s. S. 21ff.),  
o deren konkrete Umsetzung in Heidelberg durch das Europa-Büro in Zusammenarbeit 

mit anderen städtischen Dienststellen und sonstigen Heidelberger Organisationen 
sowie  

o einen Ausblick auf die wesentlichen Inhalte der kommenden Europäischen Jahre der 
Mobilität von Arbeitnehmern 2006 und der Chancengleichheit für alle 2007, 

• Europäischer Frühling (s. S. 16f.) 
eine Beschreibung der in diesem Rahmen bislang in Heidelberger Schulen durchgeführ-
ten Aktionen verbunden mit der Einladung zu einer künftigen Beteiligung, 

• Rathausgespräche 
Eine Darstellung der Inhalte, des Verlaufs und der Ergebnisse des ersten Rathausge-
sprächs (s. S. 17f.) und die Ankündigung weiterer in loser Folge. 

 
Die Internet-Präsenz des Europa-Büros hat Service-Charakter. Sie beabsichtigt also keine 
erschöpfende Darstellung der hier genannten Bereiche sondern soll Heidelbergerinnen und 
Heidelbergern interessenabhängig den Einstieg in die Materie erleichtern und zugleich auf-
zeigen, wo und wie „Europa“ in Heidelberg konkret stattfindet, d.h. welche Möglichkeiten der 
Beteiligung und selbständigen Auseinandersetzung vor Ort bestehen. 
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